Gesetz zur Anderung des Schulgesetzes fiir Baden-Wiirttemberg
Vorblatt
A. Zielsetzung

Mit der Anderung des Schulgesetzes fiir Baden-Wurttemberg (SchG) sollen die
Sprachférdergruppen ebenso wie die Juniorklassen als Kernelemente des
Sprachférderkonzepts ,SprachFit* etabliert werden, die zum Ziel haben, dass die
Schilerinnen und Schiler zuklnftig mit den sprachlichen Kompetenzen in den
Bildungsgang der Grundschule eintreten, die fir eine erfolgreiche Teilnahme er-
forderlich sind.

Die Auftrage der auf der Grundschule aufbauenden Schularten werden neu aus-
gerichtet und um Innovationselemente erganzt, um aktuellen und zukiinftigen
Herausforderungen gerecht zu werden. Der Bildungsgang des allgemein bilden-
den Gymnasiums der Normalform wird um ein Jahr auf dann neun Jahre verlan-
gert. Als Option kdnnen allgemein bildende Gymnasien auch das Abitur in acht
Jahren anbieten.

Der passgenaue Anschluss an die Grundschule hin zu den hierauf aufbauenden
Schularten soll im Interesse gelingender Bildungsbiographien durch eine Neu-
ausrichtung des Ubergangs auf die weiterfihrenden Schulen erreicht werden.

Auch fur Kinder mit Anspruch auf ein sonderpadagogisches Bildungsangebot soll
zuklnftig ein qualitatsvolles Ganztagsangebot gemacht und dadurch ein wesent-
licher Beitrag geleistet werden, um den ab dem Schuljahr 2026/2027 geltenden
Rechtsanspruch auf Ganztag fir diese Schilerinnen und Schiiler zu erflllen.
Dies wird durch eine entsprechende Erweiterung des § 4a SchG erreicht.

Im Weiteren werden die Rechtsgrundlagen flr die Erhebung, Verarbeitung und
Ubermittlung der Daten tber die Inanspruchnahme von schulischen und auf3er-
schulischen Betreuungsangeboten fur Kinder ab Schuleintritt bis zum Beginn der
finften Klassenstufe geschaffen.



B. Wesentlicher Inhalt

Sprachférdergruppen sowie Juniorklassen werden als wesentliche Bausteine des
Sprachférderkonzepts ,SprachFit* gesetzlich verankert und die Bedingungen flr
ihre Einrichtung ebenso wie die entsprechenden Besuchspflichten und ihre Vo-
raussetzungen geregelt. Die Grundschulférderklassen werden aufgehoben, die
Maoglichkeit der Zurtickstellung vom Schulbesuch entfallt fur Kinder mit der Ver-
pflichtung, die Juniorklasse zu besuchen.

Der Bildungsgang des allgemein bildenden Gymnasiums der Normalform
wird auf neun Jahre verlangert und damit die Moglichkeit fur eine Anreicherung
mit neuen Innovationselementen geschaffen.

Der Auftrag der auf der Grundschule aufbauenden Schulen wird angepasst, um
ihre Attraktivitat fir leistungsstarkere Schilerinnen und Schiler zu erhalten.

Das Ubergangsverfahren von der Grundschule auf die weiterflihrende Schule
wird durch die Einbeziehung der Kompetenzmessung valider und damit passge-
nauer ausgestaltet. Voraussetzung fur die Aufnahme in das allgemein bildende
Gymnasium wird klnftig eine padagogische Gesamtwirdigung durch die Klas-
senkonferenz oder die erfolgreiche Teilnahme an einer zentral bereit gestellten
Kompetenzmessung sein. Zusammen mit dem Elternwunsch basiert die Schul-
artwahl damit auf drei Elementen, von denen zwei erflllt sein missen.

Fur den Fall, dass keine der genannten Voraussetzungen dem Elternwunsch ent-
spricht, wird die Mdglichkeit geschaffen, durch einen Potentialtest zusatzliche
Orientierung zu erhalten und zugleich die Aufnahmevoraussetzung fur das Gym-
nasium zu erfillen.

Padagogische Fachverfahren sollen tber die vorhandene Nutzer- und Zugangs-
verwaltung der Digitalen Bildungsplattform SCHULE@BW erreichbar sein.

Die Auskunftspflichtigen, die zu erhebenden Daten und Hilfsmerkmale und der
Erhebungsstichtag fir die Ganztagsausbaustatistik werden bestimmt und die Er-
machtigungsgrundlage fur die erforderliche Rechtsverordnung geschaffen.



C. Alternativen
Keine.
D. Kosten fur die 6ffentlichen Haushalte

Durch die Implementierung des Sprachférderkonzepts ,SprachFit* mit den
Sprachférdergruppen sowie den Juniorklassen, den neunjahrigen Bildungsgang
am Gymnasium mit seinen nicht im Schulgesetz verankerten 5 Innovationsele-
menten, den Innovationselementen an Hauptschulen/Werkrealschulen, Real-
schulen und Gemeinschaftsschulen, die Ausweitung des Ganztags nach § 4a
SchG im Primarbereich der sonderpadagogischen Bildungs- und Beratungszen-
tren (SBBZ), die Nutzer- und Zugangsverwaltung der Digitalen Bildungsplattform
SCHULE@BW sowie die Ganztagsausbaustatistik entstehen Kosten flir offentli-
che Haushalte, die in der Begriindung des Anderungsgesetzes unter 5. (Finanzi-
elle Auswirkungen) aufgeschliisselt sind. Uber die Bereitstellung von Haushalts-
mitteln und Stellen fir die 0.g MaRnahmen ist im Rahmen der kinftigen Haus-
haltsplanaufstellungen unter Bertcksichtigung der vorhandenen Ressourcen und
deren zielgerichteter Steuerung zu entscheiden.

E. Burokratievermeidung, Prifung Vollzugstauglichkeit

Fur Buargerinnen und Burger entstehen keine zusatzlichen Burokratielasten. Der
Schulaufsichtsbehérde werden neue schulaufsichtsrechtliche Aufgaben zugewie-
sen. Vollzugstauglichkeit wird gewahrleistet.

F. Nachhaltigkeits-Check

Die Anderungen des Schulgesetzes férdern die nachhaltige Entwicklung in meh-
reren Zielbereichen, insbesondere in den Bereichen der sozialen und der 6kono-
mischen Nachhaltigkeit.

G. Digitaltauglichkeits-Check
Der Digitaltauglichkeits-Check nach Nummer 5.4.2 der Verwaltungsvorschrift

der Landesregierung und der Ministerien zur Erarbeitung von Regelungen (VwV
Regelungen) wurde durchgefihrt.



Mit den Regelungen wird eine grundsatzliche Moglichkeit der digitalen Umsetz-
barkeit der Ubermittlung der Daten zur Einschatzung iber den Entwicklungs-
stand beziehungsweise des Sprachférderbedarfes geschaffen.

Die Nutzung der bereits vorhandenen Nutzenden- und Zugangsverwaltung der
Digitalen Bildungsplattform Schule@BW dient der Umsetzung des langfristigen
strategischen Leitbilds des Landes zur Digitalisierung von Prozessen.

Die EinflUhrung der Ganztagsausbaustatistik enthalt digitalrelevante Vorgaben,
die einer zlgigen, digitalen und medienbruchfreien Abwicklung des Verfahrens
nicht entgegenstehen.

. Sonstige Kosten flr Private

Die MalRnahmen der Schulgesetzanderung, insbesondere die Sprachférdermal3-
nahmen und die Verlangerung des gymnasialen Bildungsgangs auf neun Jahre
erhdhen die vergleichsrelevanten Kosten im Sinne von § 18 a Privatschulgesetz
(PSchG) und wirken sich entsprechend finanziell auf die Kopfsatzzuschlisse an
Ersatzschulen gemaf § 18 Absatz 2a PSchG aus.

Die Ausweitung des Ganztags im Bereich der SBBZ kann zu héheren Ausgaben
bei den SBBZ in freier Tragerschaft fihren, da sich die Bezuschussung der Lehr-
krafte und Schulleitungen nach den sich flir die 6ffentlichen SBBZ geltenden
Bestimmungen richtet.

Die fir die Ganztagsausbaustatistik zu erhebenden Daten liegen den freien Tra-
gern regelmaRig vor. Es entsteht allenfalls unerheblicher Aufwand fir die Aufbe-
reitung der Daten.



Gesetz zur Anderung des Schulgesetzes fiir Baden-Wiirttemberg

Vom

Artikel 1
Anderung des Schulgesetzes fiir Baden-Wirttemberg
[Inkrafttreten am Tag nach seiner Verkindung]

Das Schulgesetz fur Baden-Wirttemberg in der Fassung vom 1. August 1983 (GBI.
S. 397), das zuletzt durch Gesetz vom 5. Dezember 2023 (GBI. S. 437) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 2 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

».3 115 Absatz 3f und § 115a finden nur Anwendung auf 6ffentliche Schulen im
Geschaftsbereich des Kultusministeriums.*

2. § 5 werden folgende Absatze 3 und 4 angeflgt:

,(3) Die Grundschulen arbeiten mit den Kindertageseinrichtungen zusammen,
um einen gelingenden Ubergang in den Bildungsgang der Grundschule zu ge-
wahrleisten. Die von den Grundschulen fir die Zusammenarbeit bestimmten
Lehrkrafte (Kooperationslehrkrafte) schaffen flir die Kinder, die in dem Schulbe-
zirk der Grundschule wohnen, padagogische Angebote, die geeignet sind, den
Entwicklungsstand der Kinder der Kindertageseinrichtung im Hinblick darauf ein-
zuschatzen, ob sie vor dem Besuch des Bildungsgangs der Grundschule der
Forderung in einer Juniorklasse bedurfen; die padagogischen Angebote werden
in der Regel in dem Jahr durchgeflihrt, das dem Jahr, in dem das Kind nach § 73
Absatz 1 schulpflichtig wird, vorausgeht. Die Kinder sind zur Teilnahme an den
padagogischen Angeboten im Sinne des Satz 2 verpflichtet.

(4) Zur Einschatzung des Entwicklungsstandes des Kindes nach Absatz 3 erhebt
die Kooperationslehrkraft personenbezogene Daten zu den kognitiven, sozial-
emotionalen, motorischen und volitional-motivationalen Kompetenzen des Kin-
des. Die Einschatzung des Entwicklungsstandes durch die Kooperationslehrkraft
wird auf Anforderung der fur die Einschulung des Kindes zustandigen Schule als
Grundlage fir die Entscheidung der Schulleiterin oder des Schulleiters tUber die
Aufnahme in den Bildungsgang der Grundschule tbermittelt. Verantwortliche



nach Artikel 4 Nummer 7 DSGVO ist die flr die Einschulung zustandige Schulbe-
zirksschule im Sinne des § 72 Absatz 2 Satz 1.

3. § 5a wird folgender Absatz 4 angefugt:

»(4) Die Grundschulférderklassen werden zum 1. August 2026 aufgehoben®

4. Nach § 5a werden die folgenden §§ 5b und 5c eingefugt:

.3 5b
Juniorklasse

(1) Juniorklassen fordern Kinder, bei denen auf Grund ihres sprachlichen Ent-
wicklungsstandes oder des Entwicklungsstandes anderer Vorlauferfertigkei-
ten nicht erwartet werden kann, dass sie zum Zeitpunkt des Beginns der
Schulpflicht nach § 73 Absatz 1 mit Erfolg am Bildungsgang der Grundschule
ab der ersten Klassenstufe teilnehmen. Die Dauer der Forderung in der Juni-
orklasse umfasst ein Schuljahr.

(2) Juniorklassen werden an Grundschulen durch die untere Schulaufsichts-
behdrde im Benehmen mit dem Schultrager als Klassen der Grundschule ein-
gerichtet.

(3) Das Kultusministerium wird ermachtigt, das Nahere zu

1. dem Verfahren und den Voraussetzungen zur Einrichtung von Juni-
orklassen,

2. dem Aufnahmeverfahren und den Aufnahmevoraussetzungen,

3. dem Inhalt und Umfang der FérdermalRnahmen

durch Rechtsverordnung zu regein.



§ 5¢c
Sprachférdergruppen

(1) Sprachférdergruppen fordern im letzten Jahr vor Beginn der Schulpflicht im
Sinne des § 73 Absatz 1 Satz 1 Kinder, bei denen ein intensiver Sprachférder-
bedarf nach § 72a Absatz 1 festgestellt wurde. Sie kbnnen eingerichtet wer-

den

1. an Grundschulen im Benehmen mit dem Schultrager nach Entscheidung
der unteren Schulaufsichtsbehdrde,

2. an Kindertageseinrichtungen mit Zustimmung des Tragers, sofern die un-
tere Schulaufsichtsbehérde gemal § 72a Absatz 2 festgestellt hat, dass
die Verpflichtung zur Teilnahme an einer Sprachférdergruppe durch das
Angebot der Kindertageseinrichtung erflllt werden kann.

(2) Das Kultusministerium wird ermachtigt, das Nahere zu

1. dem Verfahren und den Voraussetzungen zur Einrichtung von
Sprachférdergruppen,

2. dem Aufnahmeverfahren und den Aufnahmevoraussetzungen,
3. dem Inhalt und Umfang der FérdermalRnahmen
durch Rechtsverordnung zu regeln.”

5. § 32 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 3 werden nach dem Wort ,Schulen” die Wérter ,einschlielich der
Sprachférdergruppen nach § 5¢c Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 eingeflgt.

b) In Nummer 3 Buchstabe a wird das Wort ,schulfachlichen® durch das Wort
sfachlichen® ersetzt.

c) Folgende Nummer 8 wird angefugt:



,8. die Fachaufsicht Uber die SprachférdermalRnahmen nach § 5¢ SchG in
Verantwortung der Kindertageseinrichtung hinsichtlich des Fortbestehens der
Voraussetzungen fur die Feststellung nach § 72a Absatz 2.

6. Nach § 41 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingeflgt:

»(1a) Die Schulleitung ist verantwortlich flr die Organisation und die Durchflih-
rung der Sprachférdermalinahmen, die an der Grundschule nach § 5c¢ Absatz 1
Satz 2 Nummer 1 durchgeflhrt werden.”

7. Nach § 72 wird folgender § 72a eingefligt:

.S 72a
Pflicht zum Besuch einer Sprachférdergruppe

(1) Kinder, fur die von der Schulleitung der Grundschule ihres Schulbezirks, in
der Regel auf der Grundlage der schularztlichen Bewertung des Entwicklungsfel-
des Sprache im Rahmen der Einschulungsuntersuchung festgestellt wurde, dass
sie aufgrund ihres Sprachstandes fur die erfolgreiche Teilnahme am Unterricht
der Grundschule im letzten Jahr vor der Einschulung eine zusatzliche Sprachfér-
derung bendtigen, sind zur Teilnahme an der Sprachférderung in der Sprachfér-
dergruppe verpflichtet. § 72 Absatze 1 und 3 gelten entsprechend.

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 kann auch durch den Besuch einer den An-
forderungen des § 5¢c Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und den hierzu nach § 5c Ab-
satz 2 erlassenen Rechtsverordnungen entsprechenden Angebots einer Kinder-
tageseinrichtung erflllt werden, sofern die untere Schulaufsichtsbehdrde festge-
stellt hat, dass die Voraussetzungen hierfiir an der Kindertageseinrichtung vorlie-
gen.

(3) Das Kultusministerium wird ermachtigt, das Nahere zu
1. der Feststellung des Sprachférderbedarfs sowie den Kriterien, nach denen
die Verpflichtung oder Empfehlung zum Besuch einer Sprachférdergruppe

ausgesprochen wird,

2. dem Verfahren zur Feststellung der Teilnahmepflicht und zur Aussprache
einer Empfehlung,



3. der Teilnahmepflicht,

4. der Datenlbermittlung durch die Gesundheitsamter an die fur die Feststel-
lung der Teilnahmepflicht und Aussprache einer Empfehlung zustandige
Schulleitung,

5. den Berichtspflichten der Trager der Kindertageseinrichtungen, die zur
Feststellung der Erflllung der Verpflichtung nach Absatz 2 erforderlich
sind

durch Rechtsverordnung zu regeln; die Rechtsverordnung nach Halbsatz 1 Num-
mer 4 wird im Einvernehmen mit dem Sozialministerium erlassen.

(4) Die Verpflichtung nach Absatz 1 gilt nicht flr Kinder, die vor dem 1. August
2028 schulpflichtig werden. Liegen bei diesen Kindern die Voraussetzungen des
Absatzes 1 vor, spricht die Schulleitung die Empfehlung aus, eine Sprachforder-
malinahme in einer Sprachférdergruppe zu besuchen.*

§ 74 wird wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.S 74
Vorzeitige Aufnahme, Zurlckstellung und Besuch der Juniorklasse*

b) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort ,ihres“ das Wort ,sprachlichen,” ein-
geflugt.

c) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»,(2) Kinder, die vor dem 1. August 2028 schulpflichtig werden und von denen
bei Beginn der Schulpflicht auf Grund ihres sprachlichen, geistigen oder kor-
perlichen Entwicklungsstandes nicht erwartet werden kann, dass sie mit Er-
folg am Bildungsgang der Grundschule ab der ersten Klassenstufe teilneh-
men, kdnnen um ein Jahr vom Schulbesuch zurlickgestellt werden; mit Zu-
stimmung der Erziehungsberechtigten konnen auch Kinder zurtickgestellt
werden, bei denen sich dies wahrend des ersten Schulhalbjahres zeigt.”

d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
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,(3) Fur Kinder, die nach Absatz 2 zurickgestellt wurden, kann die Schule
die Empfehlung aussprechen, eine Juniorklasse zu besuchen, sofern sie ab
dem 1. August 2026 schulpflichtig werden. Fir die Empfehlung kann die
Schule eine Einschatzung der Kooperationslehrkraft sowie der Sprachfor-
derkraft der Sprachférdergruppe nach § 5c beiziehen. Dartber hinaus kann
ein Gutachten des Gesundheitsamtes angefordert werden, sofern dies flr
die Aussprache einer Empfehlung nach Satz 1 erforderlich ist.”

Absatz 3 werden folgende Absatze 4 bis 6 angefligt:

,(4) Abweichend von Absatz 2 sind Kinder, die ab dem 1. August 2028
schulpflichtig werden und von denen bei Beginn der Schulpflicht auf Grund
ihres sprachlichen Entwicklungsstandes oder des Entwicklungsstandes an-
derer Vorlauferfertigkeiten nicht erwartet werden kann, dass sie mit Erfolg
am Bildungsgang der Grundschule ab der ersten Klassenstufe teilnehmen
koénnen, verpflichtet, die Juniorklasse nach § 5b zu besuchen. Satz 1 gilt
nicht fur Kinder,

1. fUr die aufgrund ihres padagogischen Foérderbedarfs nach Einschatzung
der unteren Schulaufsichtsbehdrde bei Schuleintritt voraussichtlich der
Anspruch auf ein sonderpadagogisches Bildungsangebot besteht, der im
Falle einer inklusiven Beschulung in Klasse 1 der Grundschule die Be-
schulung mit einem anderen Abschlussziel als dem der Grundschule zur
Folge hatte.

2. mit nicht deutscher Herkunftssprache, deren Forderbedarf tGiberwiegend
darauf beruht, dass die deutsche Sprache noch nicht im erforderlichen
Malf erworben wurde.

Die Entscheidungen nach Satz 1 und 2 trifft die Schulleitung; hierflr kann
die Schule das Kind zur Durchflhrung einer padagogischen Bewertung sei-
nes Entwicklungsstandes laden, zur Teilnahme an einer Uberpriifung ver-
pflichten sowie die Einschatzung der Kooperationslehrkraft und der Sprach-
forderkraft der Sprachférdergruppe nach § 5c beiziehen; darliber hinaus
kann ein Gutachten des Gesundheitsamtes angefordert werden, sofern dies
zur Feststellung nach Satz 1 erforderlich ist..



10.
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(5) Kinder, die bei Beginn der Schulpflicht nicht nach Absatz 4 verpflichtet
sind, eine Juniorklasse zu besuchen, werden auf Antrag der Erziehungsbe-
rechtigten um ein Schuljahr vom Schulbesuch zurlickgestellt.

(6) Das Kultusministerium wird ermachtigt, das Nahere zu

1. der Feststellung des sprachlichen Entwicklungsstandes sowie des Ent-
wicklungsstandes anderer Vorlauferfertigkeiten,

2. den Kriterien, nach denen die Verpflichtung oder Empfehlung zum Be-
such einer Juniorklasse ausgesprochen wird,

3. dem Verfahren zur Teilnahmepflicht und zur Aussprache einer Empfeh-
lung,

4. der Ausgestaltung der Teilnahmepflicht,

5. der Datenlbermittlung durch die Gesundheitsamter sowie durch die
Sprachférderkraft der Sprachférdergruppe nach § 5c¢ an die fur die Fest-
stellung der Teilnahmepflicht und Aussprache einer Empfehlung zum
Besuch einer Juniorklasse zustandige Schulleitung

durch Rechtsverordnung zu regeln; die Rechtsverordnung nach Halbsatz 1
Nummer 5 wird im Einvernehmen mit dem Sozialministerium erlassen.*

f) Der bisherige Absatz 3 wird der Absatz 7.

In § 90 Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe ,Nummer 2 Buchst. a“ durch die Wérter
.,Nummer 2 Buchstabe a“ ersetzt.

§ 91 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»,(2) Die Pflicht zur Untersuchung besteht nach Beginn des Schuljahres auch fur
Kinder, die bis zum in § 73 Absatz 1 Satz 1 genannten mal3geblichen Stichtag
des laufenden Kalenderjahres das vierte Lebensjahr vollendet haben; fir diese
Kinder wird eine schularztliche Bewertung des Entwicklungsfeldes Sprache und
in begriindeten Fallen eine Sprachstandsdiagnose durchgefihrt. Das Sozialmi-
nisterium legt die Kriterien flr die schularztliche Bewertung des Entwicklungsfel-
des Sprache im Einvernehmen mit dem Kultusministerium fest; die Kriterien fur



12

die Sprachstandsdiagnose werden vom Kultusministerium im Einvernehmen mit
dem Sozialministerium festgelegt. Darliber hinaus besteht in begriindeten Fallen
die Pflicht zur Untersuchung fur die zur Schule angemeldeten Kinder.*

11. Nach § 115 Absatz 3e wird folgender Absatz 3f eingefligt:
»(3f) Verfahren, die

1. der Durchflhrung der Ausbildung, Prifung und Fortbildung der Lehrkrafte
nach § 35 Absatz 3 Nummer 6 oder

2. der Durchflihrung von Aufgaben der datengestitzten Qualitatsentwicklung
nach § 114 Absatz 1 bis 3 oder

3. dem Einsatz digitaler Medien im Unterricht und digitaler Lehr- und Lernformen
nach § 115b Absatz 1

dienen, kdnnen Uber die Nutzer- und Zugangsverwaltung der Digitalen Bildungs-
plattform nach § 115a zuganglich gemacht werden. Die Datentbermittiung und
die Datenverarbeitung sind zum Zweck der Nutzer- und Zugangsverwaltung im
erforderlichen Umfang zulassig. Sofern fur 6ffentliche Schulen im Geschaftsbe-
reich des Kultusministeriums ein Verfahren Uber die Nutzer- und Zugangsverwal-
tung der Digitalen Bildungsplattform bereitgestellt wird, ist dessen Nutzung ver-
pflichtend.®

Artikel 2
Weitere Anderungen des Schulgesetzes
(ab dem 1. Marz 2025)

Das Schulgesetz fir Baden-Wirttemberg, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Geset-
zes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In § 2 Absatz 4 werden nach den Worten ,im Sinne des § 8b“ die Worte ,sowie
Horte und Horte an der Schule® eingefiigt.

2. Nach § 115b wird folgender § 115c eingefugt:
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.8 115¢C
Statistik zum Ausbau von Ganztagsangeboten

(1) An Schulen in 6ffentlicher und freier Tragerschaft, an Einrichtungen im Sinne
des § 8b und an Horten sowie an Horten an der Schule in 6ffentlicher und freier
Tragerschaft wird zu Zwecken der Erfullung der Verpflichtungen des Landes aus
§ 99 Absatz 7c des Achten Buchs des Sozialgesetzbuches sowie einer einheitli-
chen Erfassung der Inanspruchnahme von Bildungs- und Betreuungsangeboten
fur Kinder ab Schuleintritt bis zum Beginn der Klassenstufe 5 als Grundlage einer
datenbasierten Prognose und Planung einer flachendeckenden Einfuhrung des
Rechtsanspruchs auf ganztagige Bildung und Betreuung sowie einen daflr not-
wendigen Ausbau derartiger Bildungs- und Betreuungsangebote fiir Kinder ab
Schuleintritt bis zum Beginn der Klasse 5 eine Ganztagsausbaustatistik als Lan-
desstatistik angeordnet.

(2) Folgende Erhebungsmerkmale tbermitteln die auskunftspflichtigen Stellen
zum Zweck der Erstellung der Ganztagsausbaustatistik fur alle Kinder, die zum
Stichtag in die Schule eingetreten sind und noch nicht die Klasse 5 einer 6ffentli-
chen Schule oder Schule in freier Tragerschaft besuchen, an die Erhebungs-
stelle:

1. Klassenstufe;

2. Anzahl der Pflichtwochenstunden des Unterrichts nach Stundentafel ein-
schlief3lich der Pausenzeiten;

3. Art der Schule und Art der Aufsichtsform;

4. Anzahl der Wochenstunden, die das Kind insgesamt an einer Ganztagsschule
einschlieBlich dem Unterricht verbringt;

5. Teilnahme an aulerunterrichtlichen Betreuungsangeboten und
6. Art des aullerunterrichtlichen Betreuungsangebots und Anzahl der vertraglich

vereinbarten Wochenstunden aul3erunterrichtlicher Betreuungsangebote nach
Absatz 1 einschliellich der Pausenzeiten.
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Die in Nummern 1 bis 4 aufgezahlten Erhebungsmerkmale werden bei den Schu-
len erhoben. Die in Nummern 5 und 6 sowie — soweit bekannt — in Nummer 1
aufgezahlten Daten werden bei den Einrichtungen im Sinne des § 8b, von den
Horten und von den Horten an der Schule erhoben.

(3) Folgende Hilfsmerkmale werden erhoben:

Name und Anschrift der auskunftspflichtigen Stellen und der auskunftspflichtigen
Sorge- und Erziehungsberechtigten. Weiterhin Gbermitteln die auskunftspflichti-
gen Stellen folgende personenidentifizierende Hilfsmerkmale an eine Datenab-
gleichstelle: Vor- und Nachname, Geschlecht, Geburtsdatum des Kindes und
Dienststellenschlissel der Schule. Die personenidentifizierenden Hilfsmerkmale
werden ausschlie3lich zur Generierung einer Identifizierungsnummer einer Schu-
lerin oder eines Schilers zum Zweck des Datenabgleichs durch die Datenab-
gleichstelle erhoben und dirfen nur zu diesem Zweck verwendet werden. Die
Datenabgleichstelle kann von den auskunftspflichtigen Stellen nach MalRgabe
der nach Absatz 5 zu erlassenden Rechtsverordnung Erganzungen oder Korrek-
turen zu den personenidentifizierenden Hilfsmerkmalen verlangen, soweit dies
zur Aufklarung von Unstimmigkeiten in Bezug auf diese erforderlich ist. Die Iden-
tifizierungsnummer selbst darf keine Rickschlisse auf die Identitat der Schilerin
bzw. des Schilers zulassen. Die Datenabgleichstelle stellt anhand der Identifizie-
rungsnummer fest, welche Erhebungsmerkmale sich auf dieselbe Schilerin bzw.
denselben Schiler beziehen und teilt dies der Erhebungsstelle zum Zweck der
Zusammenfuhrung der jeweiligen auf dieselbe Person bezogenen Datensatze
mit. Die Identifizierungsnummern sind unverziglich zu I6schen, nachdem die Er-
hebungs- und Hilfsmerkmale sowohl fir die Ganztagsausbaustatistik als auch fur
die Statistik nach § 99 Absatz 7c des Achten Buchs des Sozialgesetzbuches auf
ihre Schlussigkeit und Vollstandigkeit Uberprift worden sind. Schilerbezogene
Daten in der Amtlichen Schulverwaltung Baden-Wirttemberg kénnen, soweit sie
darauf Zugriff haben, von den auskunftspflichtigen Stellen zur Erflllung ihrer Aus-
kunftspflicht verwendet werden. Die Angabe nach Satz 1 Nummer 3, um welche
Art der Schule es sich handelt, kann auch durch das Institut fir Bildungsanalysen
Baden-Wirttemberg aus dem landeseinheitlichen Verfahren ,Amtliche Schulda-
ten Baden-Wurttemberg® bereitgestellt werden.

(4) Auskunftspflichtig flr die Ganztagsausbaustatistik sind gegenlber der Erhe-
bungsstelle und der Datenabgleichstelle die Schulen und die Trager der Einrich-
tungen und Horte nach Absatz 1 sowie deren Leiterinnen oder Leiter in dem sich
aus Absatz 2 und aus der Rechtsverordnung gemaR Absatz 5 ergebenden Um-
fang. Soweit statistische Merkmale an den Einrichtungen nicht vorhanden sind,
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sind auch die Sorge- und Erziehungsberechtigten dieser Kinder gegenuber den
Schulen und Trager der Einrichtungen und Horte nach Absatz 1 sowie deren Lei-
terinnen oder Leiter auskunftspflichtig. Fur die Bundesstatistik nach § 99 Absatz
7c des Achten Buchs des Sozialgesetzbuches sind die Erhebungsstelle und die
Datenabgleichstelle gegenltber dem Statistischen Landesamt auskunftspflichtig.

(5) Die Erhebungsstelle und die Datenabgleichstelle erheben die fir die Statistik
nach Absatz 1 und 2 erforderlichen Daten jeweils jahrlich zum Stichtag 1. Marz.

(6) Das Kultusministerium wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung Regelungen
zur Bestimmung der Erhebungsstelle, der Datenabgleichstelle, zur Organisation
und zum Verfahren der Datenerhebung einschliel3lich den Befugnissen der Da-
tenabgleichstelle zu Korrektur- und Erganzungsverlangen bei Unstimmigkeiten in
den personenbezogenen Hilfsmerkmalen sowie zur Verwendung der erhobenen
Angaben ausschlielich fur die in Absatz 1 bestimmten Zwecke zu regeln.

(7) Die Erhebungsstelle ist im Rahmen ihrer Aufgaben berechtigt, flr Gberregio-
nale Zwecke oder Zwecke der Bildungsplanung oder fir die Betreuungsbezu-
schussung die nach diesem Gesetz erhobenen statistischen Daten, nicht jedoch
personenbezogene Daten, insbesondere nicht die personenidentifizierenden
Hilfsmerkmale, an 6ffentliche Stellen zu deren Aufgabenerfillung weiterzugeben.
Insbesondere durfen insoweit die Daten an das Kultusministerium, das Institut flr
Bildungsanalysen Baden-Wirttemberg und an das Statistische Landesamt wei-
tergegeben und von diesen im Rahmen ihrer Aufgaben veroffentlicht werden.”

Artikel 3
Weitere Anderungen des Schulgesetzes fir Baden-Wiirttemberg
(ab dem 1. August 2025)

Das Schulgesetz fir Baden-Wrttemberg, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Ge-
setzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 5 Absatz 2 Satze 4 und 5 werden gestrichen.

2. § 6 wird wie folgt gefasst:

.8 6
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Werkrealschule, Hauptschule

(1) Die Werkrealschule vermittelt eine grundlegende Bildung, die sich an le-
bensnahen Sachverhalten und Aufgabenstellungen orientiert. Sie férdert in
besonderem Male praktische Begabungen, Neigungen und Leistungen und
starkt die Schulerinnen und Schiler in ihrer Personlichkeitsentwicklung. Sie
ermdglicht den Schulerinnen und Schlern entsprechend ihrer Leistungsfa-
higkeit und ihren Neigungen eine individuelle Schwerpunktbildung insbeson-
dere bei der beruflichen Orientierung. Sie befahigt zur fundierten Berufswahl
und schafft die Grundlage fur eine Berufsausbildung oder fir weiterfihrende,
insbesondere berufsbezogene schulische Bildungsgange.

(2) Die Werkrealschule baut auf der Grundschule auf und umfasst finf Schul-
jahre. Sie schliel3t mit einem Abschlussverfahren ab und vermittelt nach finf
Schuljahren einen Hauptschulabschluss.”

§ 7 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Die Realschule vermittelt vorrangig eine erweiterte allgemeine, aber
auch eine grundlegende Bildung, die sich an lebensnahen Sachverhalten
und Aufgabenstellungen sowie an den Anforderungen der Berufswelt ori-
entiert und die Schulerinnen und Schuler zur fundierten Berufswahl befa-
higt.”

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

,(3) Die Klassenstufe 5 dient der Orientierung, welches der in Absatz 6
genannten Bildungsziele die Schulerin oder der Schiler anstreben soll.“

c) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Ab der Klassenstufe 6 flhrt die Realschule entsprechend der Leistungs-
fahigkeit der Schilerin oder des Schilers zu den in Absatz 6 genannten

Bildungszielen.”

d) In Absatz 5 wird das Wort ,hierfur* durch die Worter ,fur die erstmalige
Niveauzuordnung sowie fir den Niveauwechsel“ ersetzt.
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Folgende Absatze 7 und 8 werden angeflgt:

»(7) Fur Realschulen im Verbund nach § 16 mit einer Hauptschule oder
Werkrealschule gelten die Absatze 1 bis 6 mit der Malgabe, dass diese
Realschulen ausschliel3lich eine erweiterte allgemeine Bildung vermitteln
und auf dieser Grundlage in sechs Schuljahren zum Realschulabschluss
fihren.

(8) Realschulen kdnnen derart kooperieren, dass eine grundlegende all-
gemeine, zum Hauptschulabschluss fuhrende Bildung nicht an allen ko-
operierenden Realschulen angeboten wird, sofern die das Niveau G an-
bietenden Realschulen flr die Schilerinnen und Schiler der beteiligten
Realschulen in zumutbarer Erreichbarkeit liegen. Die Entscheidung uber
die Beteiligung an einer Kooperation nach Satz 1 treffen die Schultrager
mit Zustimmung der Gesamtlehrerkonferenzen und der Schulkonferen-
zen aller beteiligter Schulen. Die Wirksamkeit der Kooperation bedarf der
Feststellung durch die obere Schulaufsichtsbehdrde, dass die Vorausset-
zungen der Satze 1 und 2 vorliegen. Das Kultusministerium wird ermach-
tigt, das Nahere zu den flr Voraussetzungen fur die Einrichtung und Aus-
gestaltung der Kooperationen durch Rechtsverordnung zu regeln. “

4. § 8 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Das Gymnasium vermittelt Schilerinnen und Schilern mit entsprechenden
Begabungen und Bildungsabsichten eine breite und vertiefte Allgemeinbil-
dung, die zur Studierfahigkeit, zur fundierten Studienfach- und Berufswahl
sowie zur Aufnahme einer beruflichen Ausbildung befahigt.”

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) Das Gymnasium in seinen verschiedenen Typen baut

1. in der Normalform auf der Grundschule auf und umfasst neun Schuljahre,

2. in der Aufbauform auf einer auf der Grundschule aufbauenden Schule auf
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und umfasst

a) auf der 6. Klasse aufbauend sieben Schuljahre,

b) auf der 7. Klasse aufbauend sechs Schuljahre und

c) auf einem mittleren Bildungsabschluss aufbauend drei Schuljahre.

In die Aufbauform nach Buchstabe a und b kdnnen Schulerinnen und Schu-
ler einer entsprechenden Klasse des Gymnasiums, der Gemeinschaftsschule
oder der Realschule, in die Aufbauform nach Buchstabe ¢ auch Schulerinnen
und Schiler nach Versetzung in die EinfiUhrungsphase der gymnasialen
Oberstufe oder mit Fachschulreife oder einem gleichwertigen Bildungsstand
zugelassen werden.”

c) Folgender Absatz 2a wird eingefugt:
,(2a) Abweichend von Absatz 2 Nummer 1 kdnnen an Gymnasien der Nor-
malform im Rahmen der ihnen zugewiesenen Ressourcen auch Zige einge-
richtet werden, die acht Schuljahre umfassen. Das Kultusministerium wird er-
machtigt, das Nahere zu den Voraussetzungen und dem Verfahren zur Ein-
richtung dieser Zuge durch Rechtsverordnung zu regeln.”

d) In Absatz 3 wird das Wort ,beruflichen® durch das Wort ,Beruflichen” ersetzt.

e) In Absatz 5 Satz 1 werden die Woérter ,Klasse 10 als* gestrichen und die An-
gabe ,11 und 12° durch die Angabe ,1 und 2 ersetzt.

5. § 8a wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Die Gemeinschaftsschule vermittelt in einem gemeinsamen Bil-
dungsgang Schilerinnen und Schilern der Sekundarstufe | je nach

ihren individuellen Leistungsmdglichkeiten eine dem Gymnasium, der
Realschule oder der Hauptschule entsprechende Bildung, die sich an
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der Lebenspraxis sowie den Anforderungen der Berufswelt orien-
tiert.”

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingeflgt:

»oie befahigt zur fundierten Berufswahl und zur Aufnahme einer be-
ruflichen Ausbildung oder Gber eine gymnasiale Oberstufe zur fun-
dierten Studienfachwahl und zur Studierfahigkeit.”

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Die Gemeinschaftsschule ist mindestens zweizligig. Sie kann auch
eine Grundschule nach § 5 fuhren und fahrt auch in diesem Fall die
Schulartbezeichnung Gemeinschaftsschule. Im Anschluss an Klasse 10
kann die Gemeinschaftsschule eine dreijahrige gymnasiale Oberstufe
nach § 8 Absatz 5 flhren.”

Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:
,Fur die Zeiten des Ganztagsbetriebs gilt die Schulgeldfreiheit nach § 93
Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Fir das Mittagessen kann ein Entgelt er-

hoben werden.”

In Absatz 4 werden die Worter ,oder sechsten” gestrichen und das Wort
,Eingangsklasse“ durch das Wort ,EinfiUhrungsphase” ersetzt.

§ 12 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Satze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

,ES vermittelt je nach Bildungsgang eine berufliche Grundbildung, eine
berufliche Vorbereitung, die auch zu einer fundierten Berufswahl befa-
higt, je nach Dauer einen beruflichen Abschluss und férdert die allge-
meine Bildung. Bei mindestens zweijahriger Dauer kann es integrativ o-
der durch zusatzlichen Unterricht und eine Zusatzprifung zur Fachhoch-
schulreife fuhren, die zur Aufnahme eines Studiums befahigt.”

Satz 5 wird wie folgt gefasst:
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,Das Berufskolleg wird in der Regel als Vollzeitschule, in Kooperation mit
betrieblichen Ausbildungsstatten oder Einrichtungen auch in Teilzeitform,
gefuhrt und dauert ein bis drei Jahre.”

c) Folgender Satz 6 wird angeflgt:

»o0fern vollzeitschulische Bildungsgange in Teilzeitform angeboten wer-
den, verlangert sich die Dauer des Bildungsgangs entsprechend.”

7. In § 16 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 eingeflgt:

,Nach Entscheidung der beteiligten Schulen sowie mit Genehmigung der
oberen Schulaufsichtsbehdrde kénnen fur die Schilerinnen und Schiler
schulartubergreifende Unterrichtsveranstaltungen durchgefuhrt werden.*

8. Nach § 18 wird folgender § 18a eingefugt:

.S 18a
Kooperationen, Oberstufenverbund

(1) Gemeinschaftsschulen, an denen keine gymnasiale Oberstufe eingerich-
tet ist, Realschulen, Gemeinschaftsschulen mit gymnasialer Oberstufe, allge-
mein bildende Gymnasien und berufliche Gymnasien kdnnen Kooperationen
eingehen.

(2) Die kooperierenden Schulen schliel3en eine Vereinbarung dartber, in
welcher Weise sie ihre padagogischen Konzepte und die Ausrichtung des
padagogischen Angebots aufeinander abstimmen. Der Abschluss der Verein-
barung bedarf der Zustimmung der Gesamtlehrerkonferenz sowie der Schul-
konferenz der beteiligten Schulen.

(3) Nach Entscheidung der beteiligten Schulen sowie mit Genehmigung der
oberen Schulaufsichtsbehorde kénnen fur die Schilerinnen und Schiler ge-
meinsame Unterrichtsveranstaltungen an einer der kooperierenden Schulen
durchgefuhrt werden.

(4) Gemeinschaftsschulen, an denen keine gymnasiale Oberstufe eingerich-
tet ist und die eine gymnasiale Oberstufe fuhrenden Schulen kénnen auf der
Grundlage einer Vereinbarung nach Absatz 2 auch in der Weise kooperieren,
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dass die gymnasiale Oberstufe der kooperierenden Schulen zugleich als
Oberstufe der Gemeinschaftsschulen gilt, an denen keine gymnasiale Ober-
stufe eingerichtet ist (Oberstufenverbund). Die Gemeinschaftsschulen kon-
nen in diesem Fall als Schulname neben der Schulartbezeichnung den Zu-
satz ,mit gymnasialer Oberstufe im Verbund“ fihren. Die Einrichtung eines
Oberstufenverbundes bedarf der Zustimmung der Gesamtlehrerkonferenz
und der Schulkonferenz aller beteiligten Schulen sowie der Genehmigung
durch die Schulaufsicht.

(5) Die Realschulen kénnen im Fall einer Kooperation nach Absatz 1 den Zu-
satz ,Realschule in Kooperation mit“ einschlieRlich des oder der Namen der
kooperierenden Schulen oder der Schularten der kooperierenden Schulen
fihren.

(6) Die eine Oberstufe fihrende Schule, an der die Schilerinnen und Schiler
in der Oberstufe beschult werden, ist flr diese Schulerinnen und Schiler
Verantwortliche nach Artikel 4 Nummer 7 DSGVO.

(7) Das Verfahren zur Einrichtung und Ausgestaltung der Kooperationen und
des Oberstufenverbunds, der Einberufung, Zustandigkeit und Beschllsse ge-
meinsamer Konferenzen der kooperierenden Schulen sowie der Ubergange
der Schilerinnen und Schiler der Gemeinschaftsschulen auf die kooperie-
renden Oberstufen regelt das Kultusministerium durch Rechtsverordnung.

(8) § 30b Absatz 1 Nummer 3 bleibt unberihrt.”
§ 88 wird wie folgt gefasst:

.S 88
Wahl des Bildungswegs

(1) Uber alle weiteren Bildungswege nach der Grundschule entscheiden die
Erziehungsberechtigten. Volljahrige Schilerinnen und Schiler entscheiden
selbst.

(2) In die Hauptschule und Werkrealschule, die Realschule, das Gymnasium,
das Kolleg, die Berufsfachschule, das Berufskolleg, die Berufsoberschule
und die Fachschule kénnen nur Schilerinnen und Schiler aufgenommen
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werden, die nach ihrer Begabung und Leistung fur die gewahlte Schulart ge-
eignet erscheinen.

(3) Fur die Entscheidung der Erziehungsberechtigten Uber den Bildungsweg
nach der Grundschule wird

1. eine padagogische Gesamtwurdigung durch die Klassenkonferenz auf
Grundlage der in Klasse 4 erreichten Noten sowie der Uberfachlichen
Kompetenzen erstellt sowie

2. eine Kompetenzmessung, die vom Institut fur Bildungsanalysen Baden-
Wrttemberg bereitgestellt wird, durchgefihrt.

Voraussetzung fur die Aufnahme einer Schilerin oder eines Schilers in das
allgemein bildende Gymnasium ist

1. die Empfehlung des Besuchs des allgemein bildenden Gymnasiums als
Ergebnis der padagogischen Gesamtwurdigung nach Satz 1 Ziffer 1 oder

2. die erfolgreiche Teilnahme an einer Kompetenzmessung nach Satz 1 Zif-
fer 2

sowie die Entscheidung der Eltern flr diese Schulart. Sind die Voraussetzun-
gen nach Satz 2 nicht erfullt, kann die Aufnahme in das allgemein bildende
Gymnasium auch aufgrund des Ergebnisses eines Potentialtests erfolgen.

(4) Das Verfahren der padagogischen Gesamtwurdigung, der zentralen Kom-
petenzmessung, des Potentialtests, der Aufnahme an der Schule sowie die
Aufnahmevoraussetzungen fur das allgemein bildende Gymnasium regelt
das Kultusministerium durch Rechtsverordnung.

(5) Schulerinnen und Schiler, welche nach Begabung oder Leistung die Vo-
raussetzungen flur den erfolgreichen Besuch einer der in Absatz 2 genannten
Schulen nicht erflllen, werden aus der Schule entlassen; sie haben, falls sie
noch schulpflichtig sind, eine Schule der ihrer Begabung entsprechenden
Schulart zu besuchen. Satz 1 gilt nicht im Falle eines zieldifferenten Unter-
richts nach § 15 Absatz 4.



23

(6) Die Aufnahme einer Schulerin oder eines Schilers in eine der in Absatz 2
genannten Schulen oder in eine Gemeinschaftsschule darf nicht deshalb ab-
gelehnt werden, weil die Schilerin oder der Schuler nicht am Schulort wohnt.
Ein Anspruch auf Aufnahme in eine bestimmte Schule besteht nicht, solange
der Besuch einer anderen Schule desselben Schultyps mdglich und der
Schulerin oder dem Schuler zumutbar ist; die Schulaufsichtsbehdérde kann
Schilerinnen und Schiler einer anderen Schule desselben Schultyps zuwei-
sen, wenn

1. dies zur Bildung annahernd gleich grolRer Klassen, Gruppen oder Lern-
gruppen im jeweiligen Schulaufsichtsbezirk,

2. bei Erschopfung der Aufnahmekapazitat einer Schule oder

3. zur Vermeidung der Bildung einer weiteren Eingangsklasse einer Schule
oder zusatzlicher Klassen, Gruppen oder Lerngruppen im jeweiligen
Schulaufsichtsbezirk erforderlich und der Schilerin oder dem Schiler zu-
mutbar ist. Die Schulaufsichtsbehérde hort vor der Entscheidung die EI-
tern der betroffenen Schulerinnen und Schiler an.”

9. § 89 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 Buchstabe a werden nach den Woértern ,,entsprechenden
Prifung® die Worter ,oder Testung® eingeflgt.

b) Nach Nummer 4a wird folgende Nummer 4b eingeflugt:
,4b. die schulerindividuelle Dehnung von Bildungsgangen;*
10. § 117a wird wie folgt gefasst:

.8 117a
Ubergangsbestimmungen

(1) Die vor Inkrafttreten des § 4a bereits eingerichteten Ganztagsschulen an
Grundschulen und den Grundstufen der sonderpadagogischen Bildungs- und Be-
ratungszentren mit Férderschwerpunkt Lernen kdnnen nach MalRgabe der Ein-
richtungserlasse fortgeflhrt werden.
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(2) Fur Schulerinnen und Schiler, die am 1. August 2025 die siebte bis zehnte
Klassenstufe des allgemein bildenden Gymnasiums oder dessen erste oder
zweite Jahrgangsstufe besuchen, gilt § 8 Absatz 2 in der bis zum 31. Juli 2025
geltenden Fassung mit der MafRgabe fort, dass dies nicht im Falle der Wiederho-
lung einer Klasse gilt, sofern fir die Klassenstufe, in die der Wechsel erfolgt, be-
reits § 8 Absatz 2 in der ab dem 1. August 2025 geltenden Fassung mafl3geblich
ist.

(38) Fur Schulerinnen und Schiler, die am 1. August 2025 die sechste bis zehnte
Klassenstufe der Werkrealschule besuchen, gilt § 6 in der bis zum 31. Juli 2025
geltenden Fassung mit der MafRgabe fort, dass der Werkrealabschluss letztmalig
im Schuljahr 2030/2031 erworben werden kann.®

Artikel 4
Weitere Anderungen des Schulgesetzes fur Baden-Wiirttemberg
(ab dem 1. August 2026)

Das Schulgesetz fur Baden-Wirttemberg, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Ge-
setzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 4a wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden die Worter ,mit Forderschwerpunkt Lernen“ ge-
strichen.

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Woérter ,Forderschwerpunkt Lernen® durch
die Worter ,Férderschwerpunkten nach § 15 Absatz 1 Satz 4 Nummer 1
bis 7 ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,obliegen” die Woérter ,fur Grund-
schulen sowie fur Grundstufen der sonderpadagogischen Bildungs-
und Beratungszentren mit Ausnahme der sonderpadagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentren mit Forderschwerpunkt geistige Ent-
wicklung oder korperliche und motorische Entwicklung sowie sonder-
padagogischen Bildungs- und Beratungszentren anderer Forder-
schwerpunkte mit dem Bildungsgang geistige Entwicklung“ eingefugt.
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bb) Satz 5 wird wie folgt gefasst:

,Fur Grundschulen und Grundstufen des Sonderpadagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentren Lernen wird fur jeweils 80 Schulerin-
nen und Schiler eine Aufsichtsperson eingerechnet, wobei flir jede
Schule rechnerisch ein Sockel von mindestens zwei Aufsichtsperso-
nen gilt; fir sonderpadagogische Bildungs- und Beratungszentren mit
anderen Forderschwerpunkten wird fur jeweils 40 Schulerinnen und
Schiler eine Aufsichtsperson eingerechnet.”

2. § 5a wird aufgehoben.

Artikel 5
Weitere Anderungen des Schulgesetzes fir Baden-Wiirttemberg
(ab dem 1. August 2027)

Das Schulgesetz fur Baden-Wirttemberg, das zuletzt durch Artikel 4 dieses Geset-
zes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 72a Absatz 4 wird aufgehoben.
2. § 85 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) Satz 1 wird wie folgt geandert:
In Satz 1 werden nach dem Wort ,daR“ die Woérter ,die Schilerin oder der
Schuler der Pflicht nach § 74 Absatz 4 Satz 3 Halbsatz 2 nachkommt,* und
nach den Wortern ,der Schule® die Worter ,sowie an den Sprachférdermal3-

nahmen in den Sprachférdergruppen® eingefugt.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort ,Schulbesuch® die Woérter ,sowie den Be-
such der Sprachférdergruppen eingeflgt.

Artikel 6
Weitere Anderungen des Schulgesetzes fir Baden-Wiirttemberg
(ab dem 1. August 2028)
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Das Schulgesetz fur Baden-Wirttemberg, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Ge-
setzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 20 wird wie folgt gefasst:

.S 20
Schulkindergarten

Fir Kinder, die nach Feststellung der Schulaufsichtsbehdrde vor Beginn der
Schulpflicht férderungsbeddrftig im Sinne von § 82 Absatz 1 Satz 1 erschei-
nen, kdnnen Schulkindergarten eingerichtet werden.”

2. In § 41 Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort ,Schulpflicht” die Wérter ,ein-
schlie3lich der Erfullung der Verpflichtung der Schilerinnen und Schuler zur
Teilnahme an den verbindlichen Veranstaltungen der Sprachférdergruppen”
eingeflgt.

3. In § 59 Absatz 3 wird das Wort ,Grundschulférderklassen® durch das Wort
»~Juniorklassen® ersetzt.

4. § 74 wird wie folgt geandert:

a) Absatze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

»(2) Kinder, von denen bei Beginn der Schulpflicht auf Grund ihres
sprachlichen Entwicklungsstandes oder des Entwicklungsstandes ande-
rer Vorlauferfertigkeiten nicht erwartet werden kann, dass sie mit Erfolg
am Bildungsgang der Grundschule ab der ersten Klassenstufe teilneh-
men kénnen, sind verpflichtet, die Juniorklasse nach § 5b zu besuchen.
Satz 1 gilt nicht fir Kinder,

1. fur die aufgrund ihres padagogischen Forderbedarfs nach Einschat-
zung der unteren Schulaufsichtsbehdrde bei Schuleintritt voraussicht-
lich der Anspruch auf ein sonderpadagogisches Bildungsangebot be-
steht, der im Falle einer inklusiven Beschulung in Klasse 1 der Grund-
schule die Beschulung mit einem anderen Abschlussziel als dem der
Grundschule zur Folge hatte.
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2. mit nicht deutscher Herkunftssprache, deren Forderbedarf Gberwie-
gend darauf beruht, dass die deutsche Sprache noch nicht im erfor-
derlichen Mal} erworben wurde.

Die Entscheidungen nach Satz 1 und 2 trifft die Schulleitung; hierfir kann
die Schule das Kind zur Durchfihrung einer padagogischen Bewertung
seines Entwicklungsstandes laden, zur Teilnahme an einer Uberpriifung
verpflichten sowie die Einschatzung der Kooperationslehrkraft und der
Sprachférderkraft der Sprachférdergruppe nach § 5c beiziehen; dariber
hinaus kann ein Gutachten des Gesundheitsamtes angefordert werden,
sofern dies zur Entscheidung nach Satz 1 erforderlich ist.

(3) Kinder, die bei Beginn der Schulpflicht nicht nach Absatz 2 verpflich-
tet sind, eine Juniorklasse zu besuchen, werden auf Antrag der Erzie-
hungsberechtigten um ein Schuljahr vom Schulbesuch zurlickgestellt.*

5. Die bisherigen Absatze 6 und 7 werden die Absatze 4 und 5.

6. Im neuen Absatz 5 werden die Wérter ,oder vom Schulbesuch zurtickge-
stellt® gestrichen.
Artikel 7

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft, soweit in den
Absatzen 2 bis 6 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Artikel 2 tritt am 1. Marz 2025 in Kraft.

(3) Artikel 3 tritt am 1. August 2025 in Kraft.
(4) Artikel 4 tritt am 1. August 2026 in Kraft.
(5) Artikel 5 tritt am 1. August 2027 in Kraft.

(6) Artikel 6 tritt am 1. August 2028 in Kraft.



28

Begriindung

Allgemeiner Teil

1.

Zielsetzung

Mit der Anderung des Schulgesetzes fiir Baden-Wurttemberg (SchG) sollen die
Sprachférdergruppen ebenso wie die Juniorklassen als Kernelemente des
Sprachférderkonzepts ,SprachFit* etabliert werden, die zum Ziel haben, dass die
Schilerinnen und Schiler zuklnftig mit den sprachlichen Kompetenzen in den
Bildungsgang der Grundschule eintreten, die flr eine erfolgreiche Teilnahme er-
forderlich sind.

Die Auftrage der auf der Grundschule aufbauenden Schularten werden neu aus-
gerichtet und um Innovationselemente erganzt, um aktuellen und zukinftigen
Herausforderungen gerecht zu werden. Das allgemein bildenden Gymnasium der
Normalform wird auf einen neunjahrigen Bildungsgang erweitert mit der Option
der Schulen, auch das Abitur in acht Jahren anzubieten.

Der passgenaue Anschluss an die Grundschule hin zu den hierauf aufbauenden
Schularten soll im Interesse gelingender Bildungsbiographien durch eine Neu-
ausrichtung der Grundschulempfehlung erreicht werden.

Es werden die Rechtsgrundlagen fiir die Erhebung, Verarbeitung und Ubermitt-
lung der Daten Uber die Inanspruchnahme von Ganztagsangeboten (Ganztags-
ausbaustatistik) geschaffen. Die Erhebung der bislang in dieser Form nicht vor-
handenen Daten ist flr den weiteren Ausbau von Angeboten zur Ganztagsbe-
treuung von Kindern im Grundschulalter erforderlich.

Die flr die Grundschulen und die Sonderpadagogischen Bildungs- und Bera-
tungszentren mit Férderschwerpunkt Lernen geltenden Mdglichkeiten des Ganz-
tags sollen auf die SBBZ mit anderen Férderschwerpunkten erweitert werden. So
wird ein wesentlicher Beitrag geleistet, um den ab dem Schuljahr 2026/2027 gel-
tenden Rechtsanspruch auf Ganztag auch fir diese Schilerinnen und Schuler zu
erflllen. Dies wird durch eine entsprechende Erweiterung des § 4a SchG er-
reicht.
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2. Inhalt

Sprachférdergruppen sowie Juniorklassen werden als wesentliche Bausteine des
Sprachférderkonzepts ,SprachFit* gesetzlich verankert und die Bedingungen fir
ihre Einrichtung ebenso wie die entsprechenden Besuchspflichten und ihre Vo-
raussetzungen geregelt. Die Grundschulférderklassen werden aufgehoben, die
Médglichkeit der Zurtickstellung vom Schulbesuch entfallt fur die Kinder, die zum
Besuch der Juniorklasse verpflichtet sind.

Der Bildungsgang des allgemein bildenden Gymnasiums der Normalform wird
auf neun Jahre verlangert und damit die Mdglichkeit flr eine Anreicherung mit
neuen Innovationselementen geschaffen.

Der Auftrag der auf der Grundschule aufbauenden Schulen wird angepasst, um
ihre Attraktivitat fir leistungsstarkere Schuilerinnen und Schiler zu erhalten.

Die Grundschulempfehlung wird durch die Einbeziehung einer zentral bereit ge-
stellten Kompetenzmessung valider und damit passgenauer ausgestaltet.

Padagogische Fachverfahren sollen tber die vorhandene Nutzer- und Zugangs-
verwaltung der Digitalen Bildungsplattform SCHULE@BW erreichbar sein.

Das Gesetz bestimmt darlber hinaus, dass die Trager von Schulen des Primar-
bereichs und Betreuungsangeboten fur Kinder ab dem Schuleintritt bis zum Ein-
tritt in die Klasse 5 zum Zweck der Vorbereitung auf die flachendeckende Einflih-
rung sowie den Ausbau von Betreuungsangeboten fir Kinder ab dem Schulein-
tritt bis zum Eintritt in die Klasse 5 auskunftspflichtig sind. Weiterhin wird das Kul-
tusministerium ermachtigt, durch Rechtsverordnung die Erhebungs- und Clea-
ringstelle und die daran geknulpften organisatorischen Voraussetzungen festzule-
gen, sowie die Verwendung der zu dem in diesem Gesetz geregelten Zwecke er-
hobenen Daten zu regeln.

3. Alternativen

Keine.
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4. Wirkungen des Anderungsgesetzes

Vorschriften des Schulgesetzes fiir Baden-Wiirttemberg werden durch die Anderung
weder entbehrlich noch verzichtbar.

5. Finanzielle Auswirkungen

Die nachfolgend dargestellten finanziellen Auswirkungen ergeben sich rechnerisch
auf Basis der jeweiligen Annahmen und Prognosen. In welcher Hohe flr die Mal3-
nahmen Haushaltsmittel und Stellen zur Verfligung gestellt werden, ist im Rahmen
der kunftigen Haushaltsplanaufstellungen unter Berlcksichtigung der vorhandenen
Ressourcen und deren zielgerichteter Steuerung zu entscheiden.

a) Sprachférderkonzept ,SprachFit*

Das Sprachférderkonzept SprachFit ist modular aufgebaut und umfasst auch Ele-
mente, die keiner gesetzlichen Regelung bedirfen und deshalb nicht Gegenstand
dieses Gesetzentwurfs sind, der die schulgesetzlichen Grundlagen flir die Sprachfor-
dergruppen im letzten Jahr vor der Einschulung ebenso wie flr die Juniorklassen
schafft.

Die fir ein flachendeckendes Angebot erforderlichen Standorte der Sprachférder-
gruppen und Juniorklassen werden sukzessive, entsprechend der Verfligbarkeit von
qualifiziertem Personal, aufgebaut.

aa) Sprachférdergruppen (4 Wochenstunden)

e Schuljahr 2024/2025: Einstieg im Rahmen der vorhandenen Mittel durch Wei-
terentwicklung des Projekts ,Schulreifes Kind“ (SRK) an bis zu 200 Standorten
mit bis zu 450 Gruppen

e Schuljahr 2025/2026: Ausweitung auf 1.000 Gruppen

e Schuljahr 2026/2027: weitere Ausweitung auf dann insgesamt 2.000 Gruppen

e Schuljahr 2027/2028: Endausbau mit 4.200 Gruppen
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Der Planung liegt eine GruppengrofRe von mindestens 4 bis zu 12 Kindern bzw. eine
durchschnittliche Gruppengréfie von 8 Kindern zu Grunde.

bb) Juniorklassen (25 Wochenstunden)

e Einstieg im Schuljahr 2026/2027 durch Ablésung der Grundschulférderklassen
durch Juniorklassen (241 Standorte mit 274 Gruppen)

e Schuljahr 2027/2028: Ausbau auf 550 Klassen

e Schuljahr 2028/2029: Ausbau auf 832 Klassen (Endausbau und Erreichen der
Flachendeckung)

In Anlehnung an die bisher flr Grundschulférderklassen geltenden Rahmenbedin-
gungen ist eine Klassengroéfe von 12 bis 20 Kindern bzw. eine durchschnittliche
Gruppengrofe von 16 Kindern vorgesehen.

Neben den Personalkosten sind in der Kalkulation auch Qualifizierungskosten, Mate-
rialkosten und Kosten fur die Evaluation enthalten.

cc) Auswirkungen auf die Privatschulférderung

Hohere Ausgaben flr das 6ffentliche Schulwesen wirken sich auf die Férderung von
Ersatzschulen aus. Die flr die Privatschulférderung mafgeblichen vergleichsrelevan-
ten Kosten des offentlichen Schulwesens setzen sich aus den geleisteten Personal-
kosten des Landes und den Sachkosten/kommunalen Schultragerkosten zusammen.
Die Berechnungen der Kostendeckungsgrade nach § 18a Privatschulgesetz erfolgt
alle zwei Jahre und die Folgekosten fallen jeweils im Jahr nach dem Landtagsbericht
an — sie wirken sich jeweils nachlaufend aus (volle Auswirkung Sprachférderkonzept
~SprachFit“ ab dem Jahr 2031).

Da gegenwartig nicht feststeht und nicht abschatzbar ist, in welchem Umfang Ange-
bote des Sprachférderkonzepts ,SprachFit* von Ersatzschulen realisiert werden, wur-
den flr die Ermittlung der Kostenfolgen im 6ffentlichen Schulwesen zunachst alle
Schulerinnen und Schiler einbezogen. Auf dieser Grundlage wurden die Kostenfol-
gen fur die Forderung der Ersatzschulen prognostiziert. In der Berechnung bleibt in-
sofern unbertcksichtigt, dass Kinder, die Sprachférderangebote an Ersatzschulen er-
halten, bei den 6ffentlichen Schulen wegfallen. Die Klassen an 6ffentlichen Schulen
werden dadurch zwar kleiner, allerdings wirden Kosteneinsparungen im 6ffentlichen
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Schulwesen erst entstehen, wenn eine ganze Klasse des Sprachférderkonzepts
~SprachFit“ im 6ffentlichen Schulwesen erspart wirde. Eine Doppelférderung im
Zuge der Umsetzung ist ausgeschlossen, da im Landtagsbericht die tatsachlichen
Ausgaben des offentlichen Schulwesens berlcksichtigt werden. Fur die Prognose
der Kostenanpassung wurde der Landtagsbericht 2022 - ohne nicht abschatzbare Ef-
fekte, die den Kostendeckungsgrad der Ersatzschulférderung beeinflussen - heran-
gezogen. Weiterhin sind die Auswirkungen einer Streichung der Sonderbelastungen
Grundschulférderklasse und nicht schulreife Kinder/Bildungshaus nach § 18a Absatz
9 Privatschulgesetz berucksichtigt.

dd) Kostenfolgen Konnexitat

Hinsichtlich der Kosten, die sich aufgrund der Konnexitat nach Artikel 71 Absatz 3
der Landesverfassung ergeben, sind zunachst noch Abstimmungen mit den Kommu-
nalen Landesverbanden im Zuge des hierfir vorgesehenen Konsultationsverfahrens
erforderlich. Die derzeit prognostizierten Kostenfolgen aus der Konnexitat sind in der
zusammenfassenden Finanzibersicht enthalten. Da derzeit hinsichtlich der Héhe der
konnexitatsrelevanten Kosten jedoch noch keine Einigung mit den Kommunalen Lan-
desverbanden besteht, sind im weiteren Verfahren Veranderungen bei diesen aktuell
berucksichtigten Werten nicht ausgeschlossen.

Nach erfolgter Abstimmung mit den Kommunalen Landesverbanden werden die fina-
len Gesamtkosten des Sprachférderkonzepts einschlieRlich einer nach Kostentrager-
schaft differenzierten Darstellung ermittelt werden
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b) Neunjahriges Gymnasium

aa) Inhaltliche Ausgestaltung des neunjahrigen Bildungsgangs am allgemein bilden-
den Gymnasium (,G9 neu®)

Das neunjahrige Gymnasium (,G9 neu“) wird in Baden-Wirttemberg ab dem Schul-
jahr 2025/2026, aufwachsend beginnend mit Klasse 5 und 6, die Regelform sein. Ein
Ressourcenmehrbedarf besteht unter anderem deshalb, weil mit der Umstellung auf
den neunjahrigen Bildungsgang eine fachlich-padagogische Modernisierung des all-
gemein bildenden Gymnasiums mit Antworten auf die Ergebnisse nationaler wie in-
ternationaler Vergleichsstudien (PISA, IQB-Bildungstrend, Jugendstudie) sowie auf
die Herausforderungen des Lernens in der digitalen Welt verbunden werden soll. Als
Antwort auf diese Herausforderungen kommen funf Innovations-Elemente in die Um-
setzung.

bb) Innovationselemente

(Nicht im Schulgesetz verankert und daher nicht unmittelbare Auswirkung der Schul-
gesetzanderung, sondern fachliche Entscheidung des Kultusministeriums in der mit-
telbaren Folge der Schulgesetz-Anderung)

Innovationselement 1
Starkung der Grundlagenfacher in der Unterstufe (+6 Wochenstunden)

Die drei Grundlagenfacher Deutsch, Mathematik, erste Fremdsprache werden in der
Unterstufe in den Klassen 5 und 6 mit jeweils einer Stunde gestarkt.

Innovationselement 2

Starkung des MINT-Bereichs: Einfihrung eines Fachs Informatik / Medienbildung,
Starkung der Naturwissenschaften sowie Weiterentwicklung des naturwissenschaftli-
chen Profilfachs (+ 7 Wochenstunden)

Informatik ist im 21. Jahrhundert Teil der Allgemeinbildung. Der Medienbildung
kommt dartber hinaus auch gesellschaftlich eine hohe Relevanz zu.

Medienbildung/Informatik wird deshalb als Pflichtfach, in dem Grundlagenwissen ver-
mittelt wird, durchgangig von Klasse 7 bis 11 eingefuhrt. Dies bietet die Vorausset-
zungen, um im Unterricht auch auf Zukunftsthemen wie Kl eingehen zu kénnen.
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Der Basiskurs Medienbildung wird ausgebaut und in Klasse 5 und 6 mit jeweils einer
Wochenstunde unterlegt.

Durch die Einfihrung des Pflichtfachs Medienbildung/Informatik von Klasse 7 bis 11
passt das bisherige zweite naturwissenschaftliche Profilfach Informatik, Mathematik,
Physik (IMP) nicht mehr zu der Neukonzeption des naturwissenschaftlichen Be-
reichs, so dass es nicht mehr angeboten wird. Stattdessen wird das derzeitige natur-
wissenschaftliche Profilfach NwT modernisiert und enthalt zuklnftig einen ausgewie-
senen Informatikanteil (Expertenwissen). Technikanteile bleiben erhalten.

Die Naturwissenschaften erfahren eine Starkung des Fachs Chemie (+1 Wochen-
stunde) und des Fachs Physik (+2 Wochenstunden). Die beiden Physikstunden in
Klasse 7 sollen Uberwiegend projekthaft im Rahmen eines naturwissenschaftlichen
Projektunterrichts eingesetzt werden. Bei angespannter Unterrichtsversorgung im
Fach Physik vor Ort kdnnen auch Fachlehrkrafte anderer Naturwissenschaften zum
Einsatz kommen.

Das bisherige Fach Biologie, Naturphanomene und Technik (BNT), das bisher in
Klasse 5 und 6 angeboten wurde, wird aufgeldst. Die dort bisher im Umfang von 4
Wochenstunden verankerten Fachanteile Biologie werden dem Fach Biologie zuge-
fuhrt; das Fach Biologie wird somit gestarkt.

Der informatisch-naturwissenschaftliche Bereich einschliel3lich des Basiskurses Me-
dienbildung erfahrt damit eine massive Starkung im Vergleich zu dem Kontingent von
G8 im Umfang von 7 Wochenstunden.

Innovationselement 3
Starkung der Demokratiebildung (+6 Wochenstunden)

Das Konzept ist gekennzeichnet von einem projekt- und praxisorientierten konkreten
Lernen im Kontext der Leitperspektiven Demokratiebildung und Bildung fir nachhal-
tige Entwicklung (BNE). Es umfasst die Klassen 5 bis 11.

- Auf das in der Unterstufe fachertbergreifende Fundament Demokratiebil-
dung (verbindliche Klassenlehrerstunden in den Klassen 5 und 6 mit ent-
sprechender verbindlicher altersgerechter Bertcksichtigung des Themas,
(2 zusatzliche Wochenstunden) folgt
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- der Schwerpunkt BNE (Projektunterricht angebunden an das Ankerfach
Geographie, i. d. R. facherverbindend mit einem weiteren Fach mit zusatz-
lichen 2 Wochenstunden).

- Die Oberstufe vertieft den Schwerpunkt Demokratiebildung — unter Ein-
bezug aullerschulischen Engagements — mit dem zusatzlichen Projektkurs
Demokratiebildung in Klasse 11 im Ankerfach Gemeinschaftskunde (+ 2
Wochenstunden), der auch einen Schwerpunkt auf wissenschaftspropa-
deutisches Arbeiten legt.

Zur didaktisch-methodischen Umsetzung des projekt-, praxis- und produktorientierten
konkreten Lernens im Kontext der Leitperspektiven Demokratiebildung und BNE er-
halten die Gymnasien verbindliche Vorgaben und konkrete Unterstitzung zum Bei-
spiel in Form von Themen und Praxisbeispielen. Die Leitperspektiven sowie der sich
aus dem Leitfaden Demokratiebildung ergebende Auftrag an alle Facher bleiben un-
beruhrt.

Der Bereich Demokratiebildung / Gesellschaftswissenschaften wird tUber die Facher
Geografie und Gemeinschaftskunde werden somit um 4 Wochenstunden gestarkt;
die zusatzliche Unterrichtszeit ist auf die Themenbereiche Demokratiebildung und
BNE fokussiert, die Umsetzung erfolgt im Rahmen eines praxis- und projektorientier-
ten Unterrichts.

Innovationselement 4
Starkung der Beruflichen Orientierung (BO) im Fach Wirtschaft / Berufs- und Studien-
orientierung (WBS) und Ausbau der Praxiserfahrungen (+2 Wochenstunden)

Das Fach WBS beginnt weiterhin in Klasse 8 und wird mit neuen verbindlichen Praxi-
selementen erweitert.

Zum bestehenden Blockpraktikum (,BOGY*) treten neue verbindliche Praxiselemente
im Vorfeld. Ziel ist insbesondere auch die Starkung der Berufswahlkompetenz der
Schulerinnen und Schiiler. In Koharenz mit Innovationselement 3 ist dieses Konzept
auch von einem projekt-, praxis- und produktorientierten konkreten Lernen im Kon-
text der Leitperspektive BO gekennzeichnet.

Die Gesellschaftswissenschaften Geografie, Gemeinschaftskunde und WBS erfahren
durch die Innovationselemente 3 und 4 eine Starkung von insg. + 6 Wochenstunden.
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Innovationselement 5
Starkung der Lern- und Leistungsentwicklung durch individuelles Schulermentoring

In G9 neu wird die fachubergreifende individuelle Lern- und Leistungsentwicklung der
Schulerinnen und Schiuler durch ein systematisches Mentoring geférdert. Das Mento-
ring ist an allen Gymnasien verbindlich und fur alle Schilerinnen und Schuler ver-
pflichtend. Es fokussiert auf zwei besonders relevante Klassenstufen, auf die Klas-
sen 7 und 10.

Ein individuelles Mentoring findet somit jeweils an den Schaltstellen der Bildungsbio-
graphie mit einem Ressourceneinsatz von 2 LWS pro Zug statt (Ubergang Unter-
IMittelstufe, Ubergang Mittel-/Oberstufe), die als zweckgebundene Poolstunden in
der Kontingentstundentafel ausgewiesen werden.

Das Uberfachliche Mentoring am Gymnasium stellt ein padagogisches Instrument zur
Starkung der Lern- und Leistungsentwicklung dar und erganzt damit die adaptive
Forderung und kontinuierlichen Leistungsrickmeldung im Fachunterricht. Es tragt zur
Sicherstellung des individuellen schulischen Erfolgs maf3geblich bei, soll einen Bei-
trag dazu leisten, einen Wechsel der Schulart zu vermeiden und auch Angebote flr
leistungsstarkere Schilerinnen und Schiler aufzeigen.

cc) Einheitliche Stundentafel

Im neuen G9 gibt es eine einheitliche Stundentafel fir alle Gymnasien. Der Beginn
der Facher, auch der Sprachen und der Profilfacher, wird landesweit einheitlich fest-
gelegt. Die zweite Fremdsprache beginnt einheitlich in der 6. Jahrgangsstufe. Hier-
durch wird auch die Durchlassigkeit zwischen den Schularten gewahrleistet.

ee) Ressourcen
Personalressourcen

Die flnf Innovations-Elemente des neuen neunjahrigen Gymnasiums haben einen
Ressourcenbedarf von insgesamt 23 Wochenstunden je Zug.

7 dieser Wochenstunden konnen aus den Poolstunden in der derzeit gultigen Kontin-
gentstundentafel Gymnasien umgeschichtet werden. 2 Wochenstunden fiur das Men-
toring werden als zweckgebundene Poolstunden ausgewiesen. Es verbleiben somit
zunachst zusatzliche Ressourcenbedarfe im Umfang von 14 Wochenstunden.
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Von den bisherigen 13,7 Poolstunden verbleiben durch die Umschichtung von 7
Poolstunden dann 6,7 Poolstunden pro Zug. Der Sockel von 6,7 Poolstunden pro
Zug muss aus schulorganisatorischen Griinden um 0,3 Stunden erhéht werden, so
dass sich die zusatzlichen Ressourcenbedarfe in der Summe von 14 auf 14,3 Wo-
chenstunden pro Zug erhohen.

Die somit verbleibenden 7 Poolstunden, die kinftig an allen Gymnasien in der Stun-
dentafel abgebildet sind und allen Schilerinnen und Schilern zugutekommen, beno-
tigen die Schulen insbesondere auch als standortspezifischen Handlungs- und Ge-
staltungsspielraum, z. B. die bilingualen Gymnasien deutsch-englisch, die Abibac-
Gymnasien, die altsprachlichen Gymnasien, die verpflichtet sind, ihren Zusatzbedarf
Uber Poolstunden (mit-)zu finanzieren. 2 dieser Poolstunden stehen zweckgebunden
fur das Mentoring bereit.

Der Mehrbedarf flir das neue G9 im Vergleich zum aktuellen G8 wirde sich somit auf
14,3 Wochenstunden belaufen. 14,3 Wochenstunden zusatzlich bedeuten im End-
ausbau 861 Vollzeitaquivalente (VZA) mehr. Die entspricht einer strukturellen Belas-
tung von rund 97,7 Mio. € ab dem Haushaltsjahr 2033.

In der Phase des Aufwuchses des neunjahrigen Bildungsgangs werden zunachst we-
niger Ressourcen bendtigt, weil aufgrund der Verlangerung des Bildungsgangs um
ein Jahr auf das einzelne Schuljahr eine geringere Wochenstundenzahl entfallt. Uber
die Verwendung dieser einmaligen Ressourcengewinne durch vorubergehend zu
sperrende Stellen in der Phase des Aufwuchses wird im Rahmen der jeweiligen
Haushaltsaufstellung entschieden.

SchulbaumaBBnahmen, Schiilerbeforderung und Lernmittel

Durch die Einfiihrung eines grundstiandigen neunjahrigen Gymnasiums als ver-
bindliche Regelform entstehen Sachkosten, fiir die das Konnexitatsprinzip nach
Art. 71 Abs. 3 der Landesverfassung fur den Bereich der 6ffentlichen Schulen An-
wendung findet.
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Sachkosten

Die konnexitatsbedingten Kosten der Schultrager, die mit der Einflihrung eines
grundstandigen neunjahrigen Gymnasiums als verbindliche Regelform einhergehen,
kénnen im jetzigen Stadium nur rein rechnerisch und grob mit Hilfe gewisser Annah-
men beziffert werden.

- Nach dem Aufwuchs des neunjahrigen Bildungsgangs ist ein zusatzlicher
Jahrgang mit in der Summe rund 38.400 Schulerinnen und Schilern an den
Gymnasien. Bei einer durchschnittlichen Klassenfrequenz von 25,5 entspricht
dies 1505 Klassen. Es wird in der Kostendarstellung davon ausgegangen,
dass die Schulbaukosten in vier Tranchen ab dem Schuljahr 2027/2028 bereit-
gestellt werden mussen.

- Darlber hinaus ist ab dem Schuljahr 2032/2033 mit zusatzlichen Schilerbe-
foérderungskosten zu rechnen.

- SchlieBlich ergibt sich ein einmaliger Bedarf fur die Lernmittel dieser Schile-
rinnen und Schuler im Schuljahr 2032/2033.

Bildungsplanarbeit, Fortbildungsmalinahmen, Handreichungen und Kommunikation

Fir die Anpassung der Bildungsplane, FortbildungsmaRnahmen sowie Handrei-
hungen (Zustandigkeit des Zentrums flr Schulqualitat und Lehrerbildung) entstehen
folgende Bedarfe:

Mehrbedarfe beim Zentrum flr Schulqualitat und Lehrerbildung ergeben sich aus den
notwendigen Bildungsplanarbeiten (Reisekosten, Wissenschaftliche Begleitung, Bro-
schire zu G9) in Hohe von insgesamt 41.000 EUR flr die Schuljahre 2024/2025 bis
2026/2027. Hiervon entfallen auf das Haushaltsjahr 2024 7.000 EUR, auf das Haus-
haltsjahr 2025 25.000 und auf das Haushaltsjahr 2026 9.000 EUR.

Durch den Ausbau des Kontaktstudiengangs IMP (zur Qualifikation von Informatik-
lehrkraften) entstehen folgende Mehrbedarfe: 2025 - 200.000 EUR; 2026 — 200.000
EUR. Die Mehrbedarfe sind aufgrund der schulartibergreifenden Ausrichtung der
QualifikationsmafRnahme in den unter Ziff. 3 (Innovationselemente an den Haupt-
schulen/Werkrealschulen, Realschulen und Gemeinschaftsschulen) hierzu genann-
ten Gesamtkosten enthalten.
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Kosten fir die Anpassung der Verwaltungssysteme bzw. Fachverfahren

Die etablierten Fachverfahren ASD BW (amtliche Schuldaten BW), ASV BW (amtli-
che Schulverwaltung BW), ESS (elektronische Schulstatistik), und UPM (Unterrichts-
und Personalmanagement) missen angepasst werden.

Der voraussichtliche Mittelbedarf belauft sich auf 107.000 EUR fir das Haushaltsjahr
2024 und 300.000 fur das Haushaltsjahr 2025. Fir die folgenden Haushaltsjahre (ab
2026) sind jeweils 100.000 EUR pro Jahr strukturell anzusetzen.

c) Innovationselemente an den Hauptschulen/Werkrealschulen, Realschulen und Ge-
meinschaftsschulen

aa) Innovationselemente

(Nicht im Schulgesetz verankert und daher nicht unmittelbare Auswirkung der Schul-
gesetzanderung, sondern fachliche Entscheidung des Kultusministeriums in der mit-
telbaren Folge der Schulgesetz-Anderung)

Im Gleichschritt mit den allgemein bildenden Gymnasien sollen Innovationselemente
an den Hauptschulen/Werkrealschulen, Realschulen und Gemeinschaftsschulen um-
gesetzt und in jeder Klassenstufe eine Stunde Informatik erteilt werden.

In Klassenstufe 7 ist bereits eine Wochenstunde flir den Aufbaukurs Informatik ver-
ankert.

Damit entsteht ein Mehrbedarf, der abhangig von der Dauer des Bildungsgangs ist.
Er betragt 4 Schilerwochenstunden je Zug in der Hauptschule/Werkrealschule und 5
Wochenstunden je Zug in der Realschule sowie 6 Wochenstunden je Zug an Ge-
meinschaftsschulen mit gymnasialer Oberstufe (an den Ubrigen Standorten 5 Wo-
chenstunden je Zug).

- Werkrealschulen: 418 Zuge mit 4 Wochenstunden je Zug

- Realschulen 1.323 Zuge mit 5 Wochenstunden je Zug

- Gemeinschaftsschulen 711 Zige mit 5 Wochenstunden je Zug
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Das Fach Informatik wird aufwachsend eingeflihrt. Fir jede Klassenstufe, die in den
Aufwuchs einbezogen wird, entspricht die Anzahl der erforderlichen Wochenstunden
der Anzahl der Zlge in den Schularten, weil das Fach einstiindig unterrichtet wird.

Die begrenzte Anzahl verfigbarer digitaler Endgerate an den Schulen kann jedoch
Klassenteilungen erforderlich machen, die zusatzliche Ressourcen erfordern. Bei ei-
ner erforderlichen Teilungsstunde erhdht sich der Bedarf bereits im ersten Jahr des
Aufwuchses des Fachs Informatik um 91 Deputate.

Daruber hinaus soll das Coaching, das an den Gemeinschaftsschulen angeboten
wird, erstmals mit Ressourcen im Umfang von 2 Wochenstunden je Zug unterlegt
werden.

An den Hauptschulen/Werkrealschulen, Realschulen und Gemeinschaftsschulen
werden, ebenso wie an den neunjahrigen Gymnasien, zwei der Poolstunden zweck-
gebunden fur ein Mentoring ausgewiesen, um die fachubergreifende individuelle
Lern- und Leistungsentwicklung der Schulerinnen und Schuler systematisch férdern
zu konnen.

bb) Ressourcenersparnisse

Gegenzurechnen sind jedoch Ressourcenersparnisse, die dadurch entstehen wer-
den, dass an Realschulen im Verbund mit Werkrealschulen die Schulerinnen und
Schuler ausschlielich auf dem Niveau M zum Realschulabschluss geflihrt werden
und das Niveau G nicht mehr angeboten wird, so dass die Poolstunden je Zug von
20 auf 10 reduziert werden. Die betrifft 222 Ziige an Realschulen, die sich im Ver-
bund mit einer Werkrealschule befinden

Dem so im Endausbau als Mehrbedarf anfallenden rund 582 VZA (inkl. Teilungs-
stunde) steht ein Minderbedarf durch den Wegfall der Klassen 10 an den Werkreal-
schulen gegenuber. Zusatzlich ist vorgesehen, an Realschulen im Verbund, die aus-
schliel3lich auf M-Niveau unterrichten, die Zahl der Stunden fir Differenzierung und
Férderung zu halbieren. Dadurch entsteht ein Ressourcengewinn von 82 VZA

Da die Ressourcengewinne durch den Entfall der Klassen 10 der WRS, die mit 279
VZA den gréRten Anteil stellen, erst im letzten Jahr als Gegenfinanzierung vollum-
fanglich wirksam werden, entsteht im Aufbau zunachst ein deutlich héherer Bedarf
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an zusatzlichen Ressourcen. Dabei werden die Ressourcengewinne der ersten Jahre
mit den Mehrbedarfen verrechnet. Nach den Modellrechnungen des KM entstehen
ab dem Schuljahr 2030/2031 Netto-Minderbedarfe gegenltber dem Vorjahr, tUber de-
ren Verwendung zu gegebener Zeit zu entscheiden sein wird.

Fir eine erfolgreiche Implementierung des neuen Fachs Informatik bedarf es zudem
begleitender Malinahmen wie der Erstellung der Bildungsplane, Handreichungen und
der Fortbildungen fur die Lehrkrafte, die das Fach zukunftig unterrichten werden.

cc) Auswirkungen auf die Privatschulférderung

Hohere Ausgaben flr das 6ffentliche Schulwesen wirken sich auf die Férderung von
Ersatzschulen aus. Die finanziellen Auswirkungen der neunen Innovationselemente
an den o6ffentlichen Schulen sind nicht kalkuliert und bericksichtigt, weil diese nach
fachlicher Einschatzung keine unmittelbaren Auswirkungen der Schulgesetzande-
rung sind und nur schwer ermittelbar sind.

d) Ausweitung des Ganztags nach § 4a SchG im Primarbereich der SBBZ

Die Aufnahme der SBBZ mit Férderschwerpunkt geistige Entwicklung, kérperliche
und motorische Entwicklung, emotionale und soziale Entwicklung, Sehen, Hoéren so-
wie Sprache in den Ganztag nach § 4a SchG ab dem Schuljahr 2026/2027 wird zu-
satzliche Ressourcen erfordern.

Die Einrichtung einer Ganztagsschule erfolgt gemaf § 4a SchG auf Antrag des
Schultragers nach Anhorung der Schulkonferenz im Rahmen der Ressourcen, die
den Schulaufsichtsbehdrden hierflr zur Verfigung stehen.

Die Entscheidung der oberen Schulaufsichtsbehoérde, dass ein Ganztagsbetrieb ein-
gerichtet werden kann, wird nur dann getroffen, wenn die hierfir benétigten Perso-
nalressourcen bereitgestellt werden kdnnen.

aa) Annahmen fir die Bedarfsberechnung

Deren Hohe des Mehrbedarfs hangt von verschiedenen Annahmen ab
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Gruppengrof3e im Ganztag

Forderschwerpunkt Mindestgrolie Gruppenteilung ab...
fortlaufend in Schritten
(vgl. MindestgroRe)

ESENT / SPRACHE |12 16

GENT / KMENT 6 9

HOREN / SEHEN 9 13

Von der Wahl des Zeitmodells, fur das sich die Schulen entscheiden und der
Stundentafel des jeweiligen Forderschwerpunkts hangt ab, wie viele Stunden
zusatzlich abgedeckt werden mussen, fur die Personal bereitgestellt werden
muss.

Die Zeitmodelle geben vor, an wie vielen Tagen mit wie viel Stunden der
Ganztag gewahrleistet wird. Es mussten Annahmen zu Grunde gelegt werden,
fur welches Modell sich die Schultrager voraussichtlich entscheiden werden:

Modell 38 4*8 5+8
ode 3*7 Std. | 4*7 Std. | 5*7 Std.
Std. Std. Std.
Tragerwahl | 45 30 1 15 8 1
in %

Schliel3lich hangen die erforderlichen Ressourcen auch davon ab, von wel-
cher Teilnahmequote der Schiilerinnen und Schiller am Ganztag ausge-
gangen wird.

Bei bestimmten Modellen wird davon ausgegangen, dass die Trager nur die
verbindliche Form anbieten. Hier wurde dann eine Teilnahme von 100% der
Schulerinnen und Schuler gesetzt.

Die Berechnung der erforderlichen Ressourcen orientiert sich an den fur den
Ganztagsbetrieb gemal § 4a SchG zur Verfugung gestellten Lehrerwochen-
stunden, und baut auf dem bereits bestehenden Ganztag und den Kontingent-
stundentafeln auf.
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Modell 3*7 4*7 5*7 3*8 4*8 5*8
Std. Std. Std. Std. Std. Std.
Anteil Schiler Teil- | 100% | 100% | 50% | 90% 50% | 25%
nahme
Forderschwerpunkt
GENT/KMENT
Anteil Schiler Teil- | 100% | 80% 40% [ 100% |75% |25%
nahme
Forderschwerpunkt
HOREN/SEHEN
Anteil Schiler Teil- | 80% 60% 30% | 80% 60% | 25%
nahme
Forderschwerpunkt
SPRACHE/ESENT

bb) Ressourcenmehrbedarf

Die Hohe des Mehrbedarfs richtet sich, wie dargestellt, nach der Dauer des Ganz-
tagsbetriebs.

Davon ausgehend, dass aus organisatorischen Grinden, eine Schule jeweils mit der
gesamten Grundstufe und nicht aufwachsend einsteigt, und die Schulen den beste-
henden Ganztag nur teilweise ausbauen werden, wird derzeit langerfristig mit einem
Gesamtumfang von 129 Deputaten fir den Ausbau in den Forderschwerpunkten
emotionale-soziale Entwicklung, Sehen, Horen, Sprache, geistige Entwicklung und
korperliche und motorische Entwicklung gerechnet.

Die Kosten sind in untenstehender Berechnung aufgefuhrt. Bei der Berechnung
wurde davon ausgegangen, dass pro Tranche jeweils 21 wissenschaftliche Lehr-
krafte (A13) und 22 Fachlehrkrafte (A10) bendtigt werden.

Die im Jahr 2025 aufgefuhrten Kosten betreffen die technische Umsetzung der

neuen Regelungen in ASD-BW, welche vorlaufend erforderlich ist.

Finanzielle Auswirkungen im Bereich der SBBZ in freier Tragerschaft:
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Im Bereich der SBBZ in freier Tragerschaft wurde die Berechnung nach oben be-
schriebenen Prinzipien erstellt. Dabei wurden — auf Grund der unterschiedlichen Aus-
gangssituationen — teilweise leicht veranderte Parameter gewahlt. Die genannten Be-
trage entsprechen im Jahr 2026 dem Gegenwert von 6 Deputaten.

Finanzielle Auswirkung — zusatzliche Mittel fir den Ganztag in inklusiven Bil-
dungsangeboten:

Hinweis: Regelungen zur Mittelausstattung flr den Ganztag in inklusiven Bildungsan-
geboten werden nicht direkt in der geplanten Schulgesetz-Anderung getroffen, son-
dern in untergesetzlichen Regelungen. Dort sind fir die Schilerinnen und Schiler
mit einem festgestellten Anspruch auf ein sonderpadagogisches Bildungsangebot,
die ein inklusives Bildungsangebot erhalten und dort am Ganztag teilnehmen, Mittel
flur zusatzliches Personal vorzusehen. Es handelt sich hier um die Zeitumfange, die
auf Grund des Ganztags zusatzlich durch Lehrkraftewochenstunden abgedeckt wer-
den:

37 4*7 57 3*8 4*8 5*8
4,5 6 7,5 6,75 9 11,25 | Abzudeckende Zeitstunden

Kosten vollstandige Abdeckung Assis-
90 120 150 135 180 225 | tenzkraft’/Woche

Bei der Berechnung wurde davon ausgegangen, dass fur 4 Schulerinnen/Schuler mit
den Forderschwerpunkten Lernen/Sprache/Horen/Sehen bzw. fur 2 Schulerin-
nen/Schuiler mit den Férderschwerpunkten ESENT/GENT/KMENT jeweils eine zeit-
lich vollumfangliche Unterstitzungskraft fur diese Zeiten erforderlich ist.

Hieraus wurde ein Kopfsatz errechnet:

Forderschwerpunktgruppe

Kopfsatz/Tag bei Model-
len mit 7 Zeitstunden

Kopfsatz/Tag bei Model-
len mit 8 Zeitstunden

Lernen/Sprache/Se- 7,50 € 11* €
hen/Hoéren
GENT/KMENT/ESENT 15 € 22 €*

In einer Hochrechnung zum erforderlichen Bedarf wurden nachfolgende Annahmen

zu Grunde gelegt:
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¢ Die entsprechende Verordnung tritt nicht aufwachsend sondern gleich vollum-
fanglich fir alle Klassenstufen der Grundschule in Kraft

¢ Die Halfte aller Inklusionskinder ist in einer Grundschule im Ganztag

¢ Die entsprechende Verordnung tritt mit Schuljahresbeginn 2025 in Kraft (des-
halb im ersten Jahr nur Kosten von 4/12)

e Es wurde mit dem Modell 4*8 fir alle Kinder gerechnet. Bei anderen Modellen
verringert/erhdht sich der Finanzbedarf entsprechend.

2025 2026 2027 2028 2029

1.255,4 3.766,2 3.766,2 3.766,2 3.766,2

Auswirkungen auf die Privatschulférderung

Hohere Ausgaben flr das 6ffentliche Schulwesen wirken sich auf die Férderung von
Ersatzschulen aus. Diese Auswirkungen sind in der Darstellung der Kosten des
Ganztags in inklusiven Bildungsangeboten nicht enthalten.

e) Nutzer- und Zugangsverwaltung der Digitalen Bildungsplattform SCHULE@BW

Die Aufwande zur Umsetzung der Anbindung bei verpflichtenden Verfahren Uber die
Nutzer- und Zugangsverwaltung der Digitalen Bildungsplattform SCHULE@BW sind
strukturell durch Haushaltsmittel gedeckt. Es entstehen keine Mehraufwande. Im
Vergleich zu autarken Systemen bietet eine zentrale Nutzung der Nutzer- und Zu-
gangsverwaltung finanzielle Ersparnisse.

f) Ganztagsausbaustatistik

Die Kosten der Ganztagsausbaustatistik fur die 6ffentlichen Haushalte betragen flr
das Jahr 2024 0,265 Millionen Euro und ab dem Jahr 2025 jahrlich strukturell rund
0,36 Millionen Euro. Der Berechnung liegen Prognosen uber die mit der Datenerhe-
bung und -verarbeitung verbundenen Aufwande zugrunde.
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g) Gesamtdarstellung

Die gesamten finanziellen Auswirkungen, differenziert zwischen solchen finanziellen
Folgen, die unmittelbar auf die Schulgesetzanderung zuriickzuflhren sind und sol-
chen Folgen, die mit der Schulgesetzanderung nur mittelbar zusammenhangen, sind
in der Anlage dargestellit.
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6. Burokratievermeidung, Vollzugstauglichkeit

Fur Buargerinnen und Burger entstehen keine zusatzlichen Burokratielasten. Der
Schulaufsichtsbehérde werden im Zusammenhang mit der Etablierung von Sprach-
foérdergruppen und Juniorklassen neue schulaufsichtsrechtliche Aufgaben zugewie-
sen. Dies betrifft die Einrichtung von Juniorklassen und Sprachférdergruppen sowie
die Wahrnehmung schulaufsichtsrechtlicher Aufgaben nach deren Einrichtung.
Hinsichtlich des neu eingefligten § 18a (Kooperationen, Oberstufenverbund) sind
Verfahren zur Genehmigung von gemeinsamen Unterrichtsveranstaltungen erforder-
lich. Vollzugstauglichkeit wird gewahrleistet. Zum Teil werden die genannten Verfah-
ren auf untergesetzlicher Ebene noch naher zu definieren sein.

Hinsichtlich der Anbindung von Verfahren Uber die Nutzer- und Zugangsverwaltung
der Digitalen Bildungsplattform SCHULE@BW tritt fur Mitarbeitende der Kultusver-
waltung und Lehrkrafte voraussichtlich eine Entlastung ein, da hierdurch Aufgaben
der verfahrensspezifischen mehrfachen Anlage und manuellen Pflege von Schilerin-
nen- und Schilerzugangen entfallen.

Die Vollzugstauglichkeit der Ganztagsausbaustatistik wird gewahrleistet. Es wurden
frihzeitig Gesprache mit dem Kommunalverband fur Jugend und Soziales Baden-
Wadrttemberg, der Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Wirttemberg e. V., der
Arbeitsgemeinschaft der Freien Schulen in Baden-Wirttemberg und den kommuna-
len Landesverbanden gefuhrt.

7. Wesentliche Ergebnisse des Nachhaltigkeits-Checks

Die Anderungen des Schulgesetzes férdern die nachhaltige Entwicklung in mehreren
Zielbereichen, insbesondere in den Bereichen der sozialen und der konomischen
Nachhaltigkeit.

Die MalRnahmen des Konzepts ,SprachFit‘, dessen gesetzliche Grundlagen durch
die Verankerung der Sprachférdergruppen sowie der Juniorklassen geschaffen wer-
den, leisten einen wesentlichen Beitrag zur Erhéhung des Bildungserfolgs aller Kin-
der und zur Verringerung des Zusammenhangs von sozialer Herkunft und Bildungs-
erfolg mit dem Ziel, mehr Bildungsgerechtigkeit herzustellen. Damit wirken die Maf3-
nahmen sich nachhaltig auf die Qualitat der Bildung aus und leisten perspektivisch
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einen Beitrag fiir den Ubergang qualifizierter junger Menschen in Ausbildung, Beruf
und Studium.

Die Verlangerung des Bildungsgangs der allgemein bildenden Gymnasien der Nor-
malform auf neun Jahre schafft die Grundlagen dafir, dass der Bildungsgang durch
Innovationselemente angereichert wird, die auch auf weiteren Schularten Gbertragen
werden, die auf der Grundschule aufbauen. Neben der Sicherung der Basiskompe-
tenzen und des verstarkten Einsatzes moderner diagnostisch unterstutzter Lern- und
Unterrichtsformen werden die Spielraume fur informatorische Kompetenzen genutzt,
die bedeutsam fur die Zukunftsfahigkeit Baden-Wirttembergs sind.

Durch die Einbeziehung weiterer Forderschwerpunkte in den Ganztag nach § 4a wird
ein wesentlicher Beitrag zur Chancengerechtigkeit fur diese Schulerinnen und Schu-
ler sowie fur deren Eltern zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf geleistet.

Durch die Nutzung der bereits vorhandenen Nutzenden- und Zugangsverwaltung der
Digitalen Bildungsplattform Schule@BW ergeben sich Mdglichkeiten zur Schaffung
von Synergien, welche in nachhaltiger Weise genutzt und perspektivisch zur Verein-
heitlichung schulischer Prozesse weiterentwickelt werden konnen.

Fir die Ganztagsausbaustistik kann regelmaRig auf bereits vorhandene Daten zu-
ruckgegriffen werden. Sie dient der Erfassung des Ausbaus des vorhandenen Ange-
bots flr Kinder ab Schuleintritt bis zum Beginn des flinften Schuljahres. Die Auswer-
tung der Ganztagsausbaustatistik ermdglicht es sowohl 6ffentlichen als auch freien
Tragern, das Betreuungsangebot zielgerichtet an den Bedurfnissen der Familien aus-
richten.

8. Wesentliche Ergebnisse des Digitaltauglichkeits-Checks

Digitaltauglichkeits-Check nach Nummer 5.4.2 der Verwaltungsvorschrift
der Landesregierung und der Ministerien zur Erarbeitung von Regelungen (VwV
Regelungen) wurde durchgefuhrt.

Es besteht die grundsétzliche Méglichkeit der digitalen Umsetzbarkeit der Ubermitt-
lung der Daten zur Einschatzung uber den Entwicklungsstand beziehungsweise des
Sprachférderbedarfes.



49

Die Regelungen enthalten keine Formvorschriften zu der Ubermittlung der Einschéat-
zung der Kooperationslehrkraft zum Entwicklungsstand des Kindes an die zustandige
Schule. Der Regelungsinhalt ist technologieoffen gestaltet, so dass ein digitaler,
elektronischer Austausch moglich ist.

Die Entscheidung der Schulleitung tUber den Sprachférderbedarf des Kindes setzt die
Ubermittlung der schularztlichen Bewertung des Entwicklungsfeldes Sprache durch
das Gesundheitsamt an die Schulbezirksgrundschule voraus. Die Prifstelle Digitalt-
auglichkeits-Check regt diesbezlglich an, den Austausch der innerbehoérdlichen Da-
tendbermittlung auf digitalem Wege zu vollziehen. Dies sollte zeithah umgesetzt wer-
den.

Fir die neue Statistik zum Ausbau von Ganztagsangeboten (§115 c) ist vorgesehen,
vorhandene Datenbestande zur Erflllung der Auskunftspflicht zu verwenden.
Dadurch werden unnotige Burokratielasten vermieden.

Die Nutzung der bereits vorhandenen Nutzenden- und Zugangsverwaltung der Digi-
talen Bildungsplattform Schule@BW dient der Umsetzung des langfristigen strategi-
schen Leitbilds des Landes zur Digitalisierung von Prozessen. Es wird somit eine be-
stehende Plattform zur Optimierung der Prozesse genutzt. Ziel ist es, einen einheitli-
chen Zugang fur alle Schilerinnen, Schiler sowie Lehrkrafte mit einem individuellen
Nutzendenkonto der Digitalen Bildungsplattform Schule@BW Uber Single-Sign-On
fur alle padagogischen Verfahren zu ermoglichen. Hierdurch wird die digitale, medi-
enbruchfreie Verfahrensabwicklung erheblich geférdert.

Das Regelungsvorhaben enthalt neue Verordnungsermachtigungen, die Verwal-
tungsverfahren regeln. Die Prifstelle Digitaltauglichkeits-Check regt diesbezuglich
an, deren digitaltaugliche und aufwandsarme Gestaltung moglichst von Anfang an
mitzudenken und umzusetzen. Fur entsprechende Regelungsvorhaben sei jeweils
ein Digitaltauglichkeits-Check erforderlich.

9. Sonstige Kosten fiir Private
Die fUr die Ganztagsausbaustatistik zu erhebenden Daten liegen den freien Tragern

regelmaRig vor. Es entsteht allenfalls unerheblicher Aufwand fir die Aufbereitung der
Daten.
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Einzelbegriindung

Zu Artikel 1

Zu Nummer 1

Der Geltungsbereich des neu eingefligten § 115 Absatz 3f, der den Zugang zu den
dort genannten Anwendungen durch die Nutzer- und Zugangsverwaltung der Digita-
len Bildungsplattform nach § 115a ermoglicht, wird auf die 6ffentlichen Schulen im
Geschaftsbereich des Kultusministeriums beschrankt. Die Beschrankung folgt dar-
aus, dass die Bildungsplattform nur diesen Schulen zur Verfigung steht.

Das Management der Identitaten derjenigen Personen, die einen Zugang zu padago-
gischen Verfahren aus einem begriindeten Anspruch heraus bendtigen, aber nicht
Uber die Nutzer- und Zugangsverwaltung der Digitale Bildungsplattform Schule@BW
angelegt sind, erfolgt manuell.

Zu Nummer 2

Der neue Absatz 3 stellt die bewahrte Kooperation zwischen den Grundschulen und
den Kindertageseinrichtungen auf eine gesetzliche Grundlage und stellt damit sicher,
dass die auf diese Weise gewonnenen Erkenntnisse fiir einen gelingenden Ubergang
in die Grundschule genutzt werden kdnnen. Ermaoglicht wird die padagogische Arbeit
der Grundschullehrkrafte mit den Kindern in den Kindertageseinrichtungen ebenso
wie die Berucksichtigung der Erkenntnisse aus dieser Arbeit flr die Entscheidung
uber die Aufnahme in den Bildungsgang der Grundschule. In datenschutzrechtlicher
Hinsicht werden die von der Kooperationslehrkraft zu erhebenden Daten auf die kog-
nitiven, sozial-emotionalen, motorischen und volitional-motivationalen Kompetenzen
des Kindes beschrankt.

FUr die Trager der Kindertageseinrichtungen und das dort tatige Personal entstehen
durch die Rechtséanderung keine zusatzlichen Verpflichtungen.

Zu Nummer 3

Die Forderung der Kinder vor der Aufnahme in den Bildungsgang der Grundschule
wird durch das neue Konzept ,SprachFit* auf eine neue Grundlage gestellt und als
durchgangige Forderung ab dem Kita-Alter systematisch angelegt. Die bisherigen
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Grundschulférderklassen werden in dieses neue Forderkonzept einbezogen und er-
halten einen neuen Auftrag als Teil des Férderelements ,Juniorklasse”. Sie werden
deshalb aufgehoben, existieren jedoch in der Regel als Standorte des neuen Foérder-
konzepts fort.

Zu Nummer 4

Durch die Einfligung der §§ 5b und 5c werden die Grundlagen fur die Juniorklassen
und flr die Einrichtung von Sprachférdergruppen geschaffen.

Zu § 5b

Durch den neu eingefligten § 5b werden die Juniorklassen etabliert, um so einen gu-
ten Anschluss an die Forderung im letzten Jahr vor der Einschulung zu gewahrleis-
ten und sicherzustellen, dass die in den Bildungsgang der Grundschule eintretenden
Kinder in der Lage sind, dem Bildungsgang der Grundschule zu folgen.

Die Juniorklasse ist eine Klasse der Grundschule, aber dem eigentlichen Bildungs-
gang der Grundschule vorgelagert und hat zur Aufgabe, zielgerichtet auf die Anforde-
rungen dieses Bildungsgangs vorzubereiten.

Zu Absatz 1

Absatz 1 definiert die Zielgruppe der Juniorklasse und fokussiert diese nicht nur auf
Kinder mit einem intensiven Sprachférderbedarf, sondern schliel3t alle Kinder ein, die
aufgrund ihres Entwicklungsstandes anderer Vorlauferfertigkeiten noch nicht mit Er-
folg am Unterricht im Bildungsgang Grundschule ab der ersten Klassenstufe wirden
teilnehmen kénnen und deshalb besonderer Férderung bedurfen.

Zu Absatz 2

Aufgrund der zu erwartenden Anzahl an Kindern, die dieser intensiven Férderung vor
dem Eintritt in den Bildungsgang der Grundschule bedirfen, kbnnen Juniorklassen
nicht an jeder Grundschule eingerichtet werden. Gleichwohl muss sichergestellt wer-
den, dass zukulnftig, nach dem Aufbau der Juniorklassen, fir jedes Kind mit diesem
intensiven Forderbedarf eine Juniorklasse zumutbar erreichbar ist. Die Sicherstellung
eines solchen flachendeckenden Netzes an Juniorklassen wird den unteren Schul-
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aufsichtsbehoérden jeweils fur ihren Schulamtsbezirk als Aufgabe zugewiesen. Auf-
grund der Auswirkungen auf die Zustandigkeiten der Schultrager nach §§ 27 und 28
Absatz 1 Schulgesetz werden diese in die Entscheidung mit einbezogen, so dass die
Einrichtungsentscheidung der unteren Schulaufsichtsbehérde im Benehmen mit den
jeweiligen Schultragern erfolgt. Ein Verfahren der regionalen Schulentwicklung ist
aufgrund der begrenzten Auswirkungen auf die Schultrager nicht vorgesehen. Zu-
gleich stellt Absatz 2 klar, dass die Juniorklassen, obwohl dem eigentlichen Bildungs-
gang der Grundschule vorgelagert, Klassen der Grundschule sind.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthalt die den Anforderungen des Artikel 61 Absatz 1 Satz 1 der Verfas-
sung des Landes Baden-Wirttemberg (LV) entsprechende Verordnungsermachti-
gung, um die Juniorklassen auf Verordnungsebene ausgestalten zu kénnen. Um die
Kinder bestmdglich zu férdern, werden insbesondere Inhalt und Umfang der Férder-
mafinahme vom Kultusministerium vorgegeben. § 40 Landeshaushaltsordnung bleibt
unberuhrt.

Zu § 5c

Sprachférdergruppen fordern Kinder im letzten Jahr vor der Einschulung, sofern sie
einen festgestellten intensiven Sprachférderbedarf haben.

Zu Absatz 1

Die Sprachférdergruppen werden flr Kinder im letzten Jahr vor der Einschulung ein-
gerichtet. Sie treten damit neben die alltagsintegrierte Forderung in den Kindertages-
einrichtungen. Die Zielgruppe der Forderung wird durch den ,festgestellten intensi-
ven Sprachférderbedarf sowie die daraus resultierende Prognose beschrieben, dass
die betroffenen Kinder infolgedessen nicht mit Erfolg am Bildungsgang der Grund-
schule ab der ersten Klassenstufe werden teilnehmen kénnen. Eine wesentliche
Grundlage fir die entsprechende Feststellung durch die zustandige Schulleitung
stellt die Einschulungsuntersuchung durch das Gesundheitsamt dar, die im Regelfall
zugrunde gelegt wird. Eine Ausnahme von dieser Regel ist zum Beispiel fur zugezo-
gene Kinder mit offensichtlichem Sprachférderbedarf denkbar.
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Satz 2 stellt die Einrichtung von Sprachférdergruppen an Kindertageseinrichtungen
gleichberechtigt neben deren Einrichtung an Grundschulen. Das Gesetz regelt je-
doch keine Verpflichtung der Trager von Kindertageseinrichtungen zur Einrichtung
von Sprachférdergruppen, sondern setzt deren Zustimmung voraus und wahrt damit
die Tragerautonomie. Die Sprachférdergruppen erganzen die alltagsintegrierte
Sprachférderung in den Kindertageseinrichtungen. Da die Teilnahme flr die intensiv
sprachforderbedurftigen Kinder im letzten Jahr vor der Einschulung mit Erreichen ei-
nes flachendeckenden Angebots nicht mehr freiwillig, sondern verpflichtend sein
wird, ist die Einrichtung an Kindertageseinrichtungen davon abhangig, dass die
Schulaufsichtsbehorde die erforderliche Feststellung trifft, dass ein die Verpflichtung
erfillendes Angebot dort gewahrleistet ist.

Zu Absatz 2

Den Vorgaben des Artikel 61 Absatz 1 LV entsprechend schafft Absatz 2 die Er-
machtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung, die unter anderem Einzelheiten zur
Einrichtung von Sprachférdergruppen sowie dem Inhalt und dem Umfang der Forder-
malfinahmen regeln wird. § 40 Landeshaushaltsordnung bleibt unberihrt.

Zu Nummer 5

Die Sprachférdergruppen werden der Schulaufsicht unterstellt. Zu diesem Zweck
wird in der Nummer 3 die Fachaufsicht Gber die Schulen um die Aufsicht Uber die
Sprachférdergruppen nach § 5¢ Satz 2 Nummer 1 erweitert. Die Konkretisierung der
Fachaufsicht unter dem Buchstaben a wird an diese Erweiterung angepasst.

Durch die neue Nummer 8 wird ausdricklich klargestellt, dass die Schulaufsicht sich
ebenfalls auf die Sprachférdergruppen bezieht, die in Verantwortung der Kinderta-
geseinrichtungen eingerichtet werden. Dadurch soll die Schulaufsicht sicherstellen
kénnen, dass die Forderung in den dort eingerichteten Sprachférdergruppen diesel-
ben Anforderungen wie die Sprachférdergruppen in 6ffentlicher Tragerschaft erfillen,
also die definierten Qualitatsmerkmale und die Rahmenkonzeption einhalten, die
Teilnahme der Kinder gesichert ist und die vorgegebenen Zeitvolumina der Forde-
rung umgesetzt werden. Zur Wahrung der Tragerautonomie wird die Fachaufsicht
hierauf beschrankt.
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Zu Nummer 6

SprachférdermalRnahmen kdnnen nach § 5¢ Absatz 1 an Grundschulen und an Kin-
dertageseinrichtungen eingerichtet werden. Soweit eine Einrichtung an der Grund-
schule erfolgt, ist der Schulleiter fur die Organisation und die Durchfihrung der
Sprachférdermal3nahme verantwortlich.

Zu Nummer 7

Der neu eingefligte § 72a Schulgesetz regelt die Verpflichtung zu Teilnahme an der
Sprachférderung in der Sprachférdergruppe.

Artikel 6 Absatz 2 Satz 1 Grundgesetz fur die Bundesrepublik Deutschland (GG) ge-
wahrleistet das Recht der Eltern, die Pflege und Erziehung ihres Kindes nach ihren
eigenen Vorstellungen frei zu gestalten. Hierzu gehort auch die Entscheidung, ob
und gegebenenfalls welche sprachliche Férderung im Falle eines Forderbedarfs in
Anspruch genommen wird. Seine Grenzen findet das Elternrecht nicht nur im sog.
Wachteramt des Staates, das Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 GG bestimmt, sondern auch
in dem aus Artikel 7 Absatz 1 GG abgeleiteten Bildungs- und Erziehungsauftrag des
Staates.

Das Recht des Staates und das Recht der Eltern stehen sich gleichrangig gegenuber
und bedlrfen eines moglichst schonenden Ausgleichs im Wege der praktischen Kon-
kordanz.

Die verpflichtende Teilnahme an der Sprachférderung im letzten Jahr vor der Ein-
schulung ist deshalb auf die Kinder begrenzt, fur die durch die zustandige Schullei-
tung die Feststellung getroffen wird, dass die Teilnahme erforderlich ist, um erfolg-
reich am Bildungsgang der Grundschule teilnehmen zu kénnten. In diesen Fallen ist
der geregelte Eingriff in die Freiheit der Eltern, sich fir oder gegen eine solche
Sprachférderung zu entscheiden, erforderlich und verhaltnismaRig.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt die Zustandigkeit fiir die Feststellung dieser Verpflichtung sowie die
den oben dargestellten Grundsatzen entsprechenden materiellen Voraussetzungen.
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Die Zustandigkeit knupft an den geman §§ 25 Absatze 1 und 2 vom Schultrager fur
die Grundschulen festzulegenden Schulbezirk an und weist die Kompetenz zum Er-
lass eines feststellenden Verwaltungsakts der Schulleitung der Schulbezirksschule

zu. § 72 Absatze 1 und 3 gelten entsprechend.

Grundlage fir die Entscheidung der Schulleitung ist in der Regel die schularztliche
Bewertung des Entwicklungsfeldes Sprache im Rahmen der Einschulungsuntersu-
chung. Die Beurteilung, ob eine Verpflichtung zum Besuch der Sprachférdergruppe
ausgesprochen wird, obliegt jedoch der Schulleitung und kann neben dem Ergebnis
der schularztlichen Bewertung weitere, fur die Entscheidung bedeutende Gesichts-
punkte, einbeziehen.

Durch den Verweis auf § 72 Absatz 1 und 3 wird insbesondere der Wohnsitz oder
gewodhnliche Aufenthalt in Baden-Wirttemberg als Anknipfungspunkt fir die Schul-
pflicht Gbernommen sowie die Teilnahmepflicht von Asylbewerbern und Geduldeten
ebenso wie die Erstreckung der Pflichten auf sonstige verbindliche Veranstaltungen
und die Einhaltung der Schulordnung bestimmt.

Zu Absatz 2

Die zusatzliche Sprachférderung im letzten Jahr vor der Einschulung soll moglichst
gut verzahnt mit der alltagsintegrierten Sprachférderung in der Kindertageseinrich-
tung durchgeflihrt werden. Diese Bedingung kann besonders gut dann erfullt werden,
wenn die Férderung in Verantwortung der Kindertageseinrichtung selbst durchgeflihrt
wird.

Die Verpflichtung zum Besuch der Sprachférderung im letzten Jahr vor der Einschu-
lung kann deshalb auch in solchen Angeboten erfiillt werden, die von einem Kitatra-
ger verantwortet werden, sofern die fur Sprachférdergruppen geltenden qualitatssi-
chernden Standards erfullt werden. Die Feststellung, dass diese Voraussetzungen
erflllt sind, wird der unteren Schulaufsichtsbehoérde Ubertragen.

Zu Absatz 3

Den Vorgaben des Artikel 61 Absatz 1 LV entsprechend schafft Absatz 3 die Er-
machtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung, die unter anderem Einzelheiten zur
Feststellung des Sprachférderbedarfs und das der Teilnahmepflicht regeln wird. § 40
Landeshaushaltsordnung bleibt unberthrt. Die Rechtsverordnung nach Satz 1 Num-
mer 5 wird im Einvernehmen mit dem Sozialministerium erlassen.
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Zu Absatz 4

Ausgehend von der Planung, dass ein flachendeckendes Angebot mit Beginn des
Schuljahres 2027/2028 erreicht sein wird, gilt auch erst ab diesem Zeitpunkt die Ver-
pflichtung zur Teilnahme an der Sprachférderung im letzten Jahr vor der Einschu-
lung. Sie betrifft die Kinder, die ein Jahr spater, also zum Schuljahr 2028/2029, schul-
pflichtig werden. Fir Kinder, die vor dem 1. August 2028 schulpflichtig werden, gilt
die Verpflichtung deshalb nicht.

Zu Nummer 8

In der Ubergangsphase, in der die Grundschulférderklassen bereits zu Gunsten der
Juniorklassen aufgehoben wurden, ein flachendeckendes Netz an Juniorklassen je-
doch erst noch aufgebaut wird, aber noch nicht realisiert ist, ist der Besuch der Juni-
orklasse noch nicht verpflichtend. Dadurch wird dem Umstand Rechnung getragen,
dass ansonsten in der Regelung ein strukturelles Vollzugsdefizit angelegt ware, weil
in Regionen ohne Juniorklasse eine entsprechende Besuchspflicht nicht durchge-
setzt werden konnte.

Dartber hinaus wird durch die Einflgungen in Absatz 1 Satz 1 sowie Absatz 2 Satz 1
die besondere Bedeutung des sprachlichen Entwicklungsstandes fur die Fahigkeit
hervorgehoben, mit Erfolg am Bildungsgang der Grundschule ab der ersten Klassen-
stufe teilzunehmen.

§ 74 regelt insbesondere den Zusammenhang von der Zurlckstellung vom Schulbe-
such zu der Verpflichtung, eine Juniorklasse zu besuchen.

Kinder, die ab dem 1. August 2028 schulpflichtig werden und von denen bei Beginn
der Schulpflicht auf Grund ihres sprachlichen Entwicklungsstandes oder des Entwick-
lungsstandes anderer Vorlauferfertigkeiten nicht erwartet werden kann, dass sie mit
Erfolg am Bildungsgang der Grundschule ab der ersten Klassenstufe teilnehmen
koénnen, werden verpflichtet, eine Juniorklasse zu besuchen. Wird bei diesen Kindern
kein entsprechender Forderbedarf festgestellt, werden sie auf Antrag zurtickgestellt.

Sofern Eltern den Wunsch haben, dass ihr Kind aufgrund seines Entwicklungsstan-
des nicht bereits den Bildungsgang der Grundschule ab der Klasse 1 besucht, sind
demnach zwei unterschiedliche Wege vorgesehen, die von dem Foérderbedarf des
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Kindes abhangen. Ist die intensive Forderung durch die Juniorklasse fur das Kind er-
forderlich, um mit Erfolg am Bildungsgang der Grundschule ab der ersten Klassen-
stufe teilzunehmen, ist der Besuch der Juniorklasse verpflichtend. In den anderen
Fallen obliegt es der Entscheidung der Eltern, in welcher Weise das Kind das Jahr
nach der Zuruckstellung bis zur Aufnahme in den Bildungsgang der Grundschule ver-
bringt.

Bis zur flachendeckenden Einrichtung der Juniorklassen ab dem Schuljahr
2026/2027 kann anstelle der Verpflichtung, eine Juniorklasse zu besuchen, in der
Ubergangsphase nach Absatz 3 fiir Kinder die entsprechende Empfehlung zum Be-
such einer Juniorklasse ausgesprochen werden.

Sowohl fir die Aussprache einer Empfehlung als auch fir die Entscheidung daruber,

dass das Kind (verbindlich) eine Juniorklasse zu besuchen hat, kann die Schulleitung
eine Einschatzung der Kooperationslehrkraft sowie der Sprachférderkraft der Sprach-
fordergruppe beiziehen. Darliber hinaus kann sie ein Gutachten des Gesundheitsam-
tes anfordern, soweit dies fur die Aussprache einer Empfehlung bzw. fir die Feststel-
lung des Sprachférderbedarfs erforderlich ist.

Entsprechend den Anforderungen des Artikel 61 Absatz 1 Satz 2 LV wird das Kultus-
ministerium in Absatz 6 ermachtigt, unter anderem das Verfahren zur Feststellung
des Entwicklungsstandes des Kindes und die Teilnahmepflicht zu regeln. Hierflr be-
darf es insbesondere der Ubermittlung von Daten der Gesundheitsamter, soweit
diese zur Erfullung des an die Schulleitungen adressierten gesetzlichen Auftrags er-
forderlich sind, Uber die Aufnahme in den Bildungsgang der Grundschule sowie die
Notwendigkeit einer Forderung in der Juniorklasse zu entscheiden.

Die Juniorklassen sind flr solche Kinder konzipiert, denen Kompetenzen fiir den Be-
such des Bildungsgangs der Grundschule noch fehlen, die sie aber durch den Be-
such der Juniorklasse erwerben sollen. Fur Kinder, die voraussichtlich einen sonder-
padagogischen Bildungsanspruch haben und deshalb auch nach dem Jahr der For-
derung in der Juniorklasse nicht in der Lage sein werden, dem Bildungsgang der
Grundschule zu folgen, soll der sonderpadagogische Bildungsanspruch jedoch nicht
in der Juniorklasse, sondern von Beginn an in einer inklusiven Beschulung oder ei-
nem SBBZ erflllt werden.

Fir Kinder, die vor dem Besuch des Bildungsgangs der Grundschule zunachst noch
Deutsch als Zweitsprache erlernen mussen, ist ebenfalls nicht die Juniorklasse als
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Format der Férderung vorgesehen, sondern die hierfur eingerichteten Vorbereitungs-
klassen.

Zu Nummer 9

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Nummer 10

Die bisher bereits in § 91 Absatz 2 Schulgesetz geregelte Verpflichtung zur Teil-
nahme an einer Sprachstandsdiagnose im Vorschulalter wird um eine schularztliche
Bewertung des Entwicklungsfeldes Sprache erganzt, die zuklnftig mafigeblich fir die
Feststellung des intensiven Sprachférderbedarfs sein soll.

Zu Nummer 11

Der Zugang zu Verfahren der Qualitatsentwicklung und Schulsteuerung im Bereich
der Kultusverwaltung soll einheitlich fir alle Schilerinnen und Schiler sowie Lehr-
krafte Uber die Nutzenden- und Zugangsverwaltung der Digitalen Bildungsplattform
Schule@BW ermdglicht werden. Es wird eine Ermachtigungsgrundlage fur die Anbin-
dung von Verfahren und die damit zusammenhangenden Datentbermittlungen zum
Zweck der Nutzenden- und Zugangsverwaltung geschaffen. Fir nach dem Schulge-
setz verpflichtende Verfahren wird die Nutzung des Zugangs Uber die Digitale Bil-
dungsplattform verpflichtend. Im ersten Schritt werden die verpflichtenden padagogi-
schen Verfahren des Instituts flr Bildungsanalysen Baden-W(rttemberg, wie z.B.
Lernstandserhebungen, auf diesem Wege angebunden. Perspektivisch sollen wei-
tere Verfahren im Bereich der Kultusverwaltung in gleicher Weise angebunden wer-
den. Die Maligaben der angebundenen Verfahren richten sich nach den spezifischen
Regelungen zu den jeweiligen Verfahren. Ein Rechtsanspruch auf Anbindung an die
Nutzenden- und Zugangsverwaltung von Schule@BW wird nicht begriindet.

Ziel ist, einen einheitlichen Zugang fir alle Schilerinnen, Schiler sowie Lehrkrafte
mit einem individuellen Nutzendenkonto der Digitalen Bildungsplattform Schule@BW
Uber Single-Sign-On fir alle padagogischen Verfahren zu erméglichen. Damit entfallt
die Notwendigkeit einzeln angelegter Nutzungskonten und manueller Dateneingaben
bei den jeweiligen Verfahren.

Zu Artikel 2

Zu Nummer 1
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Der Anwendungsbereich des Schulgesetzes wird bezogen auf die statistische Erhe-
bung Uber die Inanspruchnahme von schulischen und auf3erschulischen Betreuungs-
angeboten fur Kinder ab Schuleintritt bis zum Eintritt in die Klasse 5 (Ganztagsaus-
baustatistik) auf die Trager von Horten und von Horten an der Schule erweitert. Da-
mit werden diese insoweit den weiteren Tragern von ganztagigen Bildungs- und Be-
treuungsangeboten gleichgestellt.

Zu Nummer 2

Thematisch anschliel3end an die Regelungen zur Schulstatistik werden die fur die
statistische Erhebung Uber die Inanspruchnahme von schulischen und auf3erschuli-
schen Betreuungsangeboten an Einrichtungen im Sinne des § 8b, an Horten und an
Horten an der Schule fur Kinder ab Schuleintritt bis zum Eintritt in die Klasse 5 erfor-
derlichen Regelungen im neu in das Schulgesetz aufzunehmenden § 115¢c zusam-
mengefasst. Die Erhebung und Verarbeitung der Daten ist erforderlich, um eine ein-
heitliche statistische Erfassung der Inanspruchnahme von Bildungs- und Betreuungs-
angeboten fur Kinder der genannten Altersstufe zu ermoglichen. Bisherige Erfassun-
gen erfolgen getrennt, je nachdem, ob es sich um schulische, schulnahe oder aul3er-
schulische Ganztagsangebote handelt. Fir Entscheidungen Uber einen eventuellen
Ausbau oder die Schaffung weiterer Bildungs- und Betreuungsangebote ist die Erfas-
sung der Inanspruchnahme derselben und deren Umfang erforderlich, um eine da-
tenbasierte Prognose von eventuell notwendigen Ausbaumaf3nahmen erstellen zu
kénnen. Anderenfalls droht eine Planung, gegebenenfalls gar ein Ausbau von Kapa-
zitaten am tatsachlichen Bedarf vorbei. Die Erfassung der Inanspruchnahme dient
somit der ressourcenschonenden Prognostizierung und Planung. Auch fur die Pla-
nung der Betreuungsbezuschussung seitens des Landes flir Betreuungsangebote
kommunaler oder freier Trager sind die erhobenen Daten notwendig. Weiterhin dient
die Ganztagsausbaustatistik der Meldung des Landes an den Bund in Erflullung des
gesetzlichen Anspruchs nach dem Achten Buch des Sozialgesetzbuches. Der Bun-
desgesetzgeber hat die Frage der Auskunftspflicht flr diese Erhebung ausdricklich
in die Zustandigkeit der Lander gegeben. Dabei sollen Doppelzahlungen und Nichter-
fassungen vermieden werden. Dies gelingt durch das dem Gesetz zugrundeliegende
Verfahren, mit dem eine temporare Identifizierungsnummer gebildet werden wird. Die
fur die Ganztagsausbaustatistik notwendigen Daten liegen sowohl bei schulischen,
als auch bei auerschulischen Einrichtungstragern vor, regelmafig aber nicht bei ei-
nem von ihnen vollstandig. Von daher ist eine Zusammenfiihrung der auf dieselbe
Schulerin bzw. denselben Schiler bezogenen Daten und deren Abgleich erforderlich,
um insbesondere Doppelzahlungen zu vermeiden. Diesem Datenabgleich dienen die
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Hilfsmerkmale und die daraus ermittelte Identifizierungsnummer. Nach dem Daten-
abgleich sind Hilfsmerkmale, Identifizierungsnummer zu I6schen.

In Absatz 1 wird die Ganztagsausbaustatistik als Landesstatistik gemaf § 6 Absatz 1
des Landesstatistikgesetzes (LStatG) angeordnet und somit die Rechtsgrundlage fur
die Erhebung, Verarbeitung und Ubermittlung der erforderlichen Daten nach MaR-
gabe der folgenden Absatze geschaffen. Zugleich werden mit den folgenden Absat-
zen und erganzend mit der nach Absatz 5 zu erlassenden Rechtsverordnung insbe-
sondere die gemaf § 6 Absatz 5 LStatG erforderlichen Regelungen getroffen.

Absatz 2 regelt die zu erhebenden Daten, die von der Erhebungsstelle erhoben wer-
den durfen, und die Hilfsmerkmale, die von der Datenabgleichstelle erhoben werden
durfen. Es wird sichergestellt, dass die Hilfsmerkmale ausschliel3lich zum Zwecke
des Datenabgleichs und der Erstellung der temporaren Identifizierungsnummer ver-
wendet werden dirfen. Zugleich ist gemal § 12 Absatz 3 LStatG daflir Sorge zu tra-
gen, dass die Hilfsmerkmale von den Erhebungsmerkmalen zum frilhestmdglichen
Zeitpunkt zu trennen und gesondert aufzubewahren sind; dies wird durch die Tren-
nung von Erhebungs- und Datenabgleichstelle, die jeweils fur sich verantwortliche
Stellen im Sinne von Artikel 4 Nummer 7 der Datenschutz-Grundverordnung darstel-
len, auch verfahrensrechtlich abgesichert. Hilfsmerkmale und Identifizierungsnummer
sind anschlielend unverziglich zu I6schen. Weiter wird festgelegt, dass zur Daten-
Uubermittlung die in den landeseinheitlichen Verfahren ,Amtliche Schuldaten Baden-
Wirttemberg“ und ,Amtliche Schulverwaltung Baden-Wiurttemberg“ vorhandenen Da-
ten verwendet werden durfen, um dem Grundsatz der Datensparsamkeit zu genu-
gen.

In Absatz 3 werden die auskunftspflichtigen Stellen bei von schulischen und aul3er-
schulischen Betreuungsangeboten fur Kinder ab Schuleintritt bis zum Eintritt in die
Klasse 5 bestimmt. Es handelt sich dabei um die Grundschulen bzw. die Trager von
Betreuungsangeboten nach § 8b und von betriebserlaubten Betreuungseinrichtungen
wie Horten oder Horten an der Schule.

Die Erhebung erfolgt gemaf Absatz 4 jahrlich zum Stichtag 1. Marz.

In Absatz 5 wird das Kultusministerium ermachtigt, durch Rechtsverordnung die Er-
hebungsstelle und die Datenabgleichstelle festzulegen und Regelungen zur Organi-
sation und zum Verfahren der Datenerhebung sowie zur Verwendung der erhobenen
Angaben ausschlieRlich zu Zwecken der Vorbereitung auf die flachendeckende Ein-



61

fuhrung sowie dem Ausbau von Betreuungsangeboten fur Kinder ab dem Schulein-
tritt bis zum Eintritt in die Klasse 5 in einer Rechtsverordnung zu regeln. Es wird si-
chergestellt, dass die Hilfsmerkmale ausschliel3lich zur Erstellung der Identifizie-
rungsnummer einer Schulerin oder eines Schilers dienen dirfen. § 40 Landeshaus-
haltsordnung bleibt unberuhrt.

Absatz 6 befugt die Erhebungsstelle, die erhobenen statistischen Daten im Rahmen
ihrer Aufgaben fur die im Gesetz bezeichneten Zwecke an die im Gesetz genannten
Behorden weiterzugeben. Die Weitergabe darf insbesondere an das Statistische
Landesamt und das Statistische Bundesamt, hier vor allem zur Erflllung der Melde-
pflichten im Zusammenhang mit Erhebungen Uber Kinder in den Klassenstufen eins
bis vier nach dem Achten Buch des Sozialgesetzbuches erfolgen. Die Veroffentli-
chung der Daten darf ausschlieldlich durch das Kultusministerium, das Institut fur Bil-
dungsanalysen Baden-Wirttemberg, das Statistische Landesamt oder das Statisti-
sche Bundesamt erfolgen.

Zu Artikel 3

Zu Nummer 1

Die bisherigen Satze 4 und 5 beziehen sich auf die bisherige Ausgestaltung der
Grundschulempfehlung im Rahmen des Ubergangsverfahrens, das durch die Neure-
gelung in § 88 Absatze 3 und 4 angepasst wird. Sie werden deshalb gestrichen.

Zu Nummer 2

Der Auftrag der bisherigen Werkrealschule wird dahingehend angepasst, dass sie
nicht mehr zum Werkrealschulabschluss flhrt. Dies gilt fur alle Schilerinnen und
Schuler, die ab dem Schuljahr 2025/2026 aufgenommen werden. Fir alle anderen
Schulerinnen und Schiler wird der Werkrealabschluss auslaufend fortgefthrt.

Die Regelungen zum Werkrealschulabschluss in Absatz 2 werden deshalb aufgeho-
ben, der Bildungsauftrag in Absatz 1 entsprechend angepasst. Zugleich entfallt die
Maoglichkeit, den Hauptschulabschluss nicht am Ende der Klasse 9, sondern erst ein
Jahr spater, am Ende der Klasse 10, abzulegen. Diese Mdglichkeit wurde landesweit
von so wenigen Kindern in Anspruch genommen, dass nach Entfall des Werkreal-
schulabschlusses keine Notwendigkeit mehr besteht, die Klasse 10 an Werkreal-
schulen flachendeckend vorzuhalten.
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Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Durch die Erweiterung des gesetzlichen Auftrags der Realschule wird die besondere
Bedeutung der Vorbereitung auf die Anforderungen der Berufswelt sowie die Berufs-
wahlentscheidung hervorgehoben.

Zu Buchstabe b

Die Phase der Orientierung an der Realschule, ob flir eine Schilerin oder einen
Schuler das zum Realschulabschluss fiihrende Niveau M angemessen ist oder auf
dem Niveau G der Hauptschulabschluss angestrebt werden sollte, wird auf ein Jahr
verkirzt, um die Phase einer méglichen Uberforderung der Schiilerinnen und Schiiler
durch Leistungsfeststellungen auf dem Niveau M zu verkirzen.

Fir die dann auf die Klassenstufe 5 verkirzte Phase der Orientierung wird nicht
mehr die Begrifflichkeit ,Orientierungsstufe verwendet, weil sich diese schulartiber-
greifend auf die Klassenstufen 5 und 6 bezieht.

Zu Buchstabe ¢

Als notwendige Folgeanderung zur Verkirzung der Phase der Orientierung muss Ab-
satz 4 Satz 1 angepasst werden, weil die daran anschlieRende Phase, in der die Re-
alschule entsprechend der Leistungsfahigkeit der Schilerin oder des Schilers zu
den in § 7 Absatz 6 genannten Bildungszielen fuhrt, bereits in Klasse 6 beginnt.

Zu Buchstabe d

Durch die Neufassung des Absatz 5 wird die Ermachtigungsgrundlage den Anforde-
rungen des Artikel 61 Absatz 1 Satz 2 LV entsprechend prazisiert, um klarzustellen,
dass auch die erstmalige Niveauzuordnung nach der Phase der Orientierung durch

Rechtsverordnung geregelt werden kann.

Zu Buchstabe e

Zu Absatz 7
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Fir Realschulen im Verbund nach § 16 mit einer Hauptschule oder Werkrealschule
wird der Auftrag darauf fokussiert, die Schulerinnen und Schuler auf dem Niveau M
zum Realschulabschluss zu fihren. Soweit sich die Absatze 1 bis 6 darauf beziehen,
die Schulerinnen und Schiler auf dem Niveau G zum Hauptschulabschluss zu fih-
ren, finden diese auf die Realschulen in den genannten Verbinden keine Anwen-
dung.

Zu Absatz 8

Durch die Kooperation zwischen Realschulen wird die Mdglichkeit geschaffen, dass
nicht alle der kooperierenden Realschulen das zum Hauptschulabschluss fuhrende
Niveau G anbietet, um so Ressourcen zu bundeln und eine wirkungsvollere Forde-
rung anbieten zu kdnnen. Um zu gewahrleisten, dass Schilerinnen und Schiler die
das Niveau M an der Realschule verlassen wollen oder mussen, nicht gezwungen
sind, zugleich die Schulart Realschule zu verlassen, missen sich die das Niveau G
anbietenden Realschulen in zumutbarer Erreichbarkeit befinden.

Wegen der erheblichen Auswirkungen auf die Schilerstréme unterliegt die Teil-
nahme an einer solchen Kooperation dem Initiativrecht des Tragers. Die Auswirkun-
gen des Entfalls des Niveaus G auf das padagogische Konzept sind zudem so er-
heblich, dass die Gesamtlehrerkonferenz und die Schulkonferenz hierzu zustimmen
mussen.

Durch den Vorbehalt einer Feststellungsentscheidung durch die obere Schulauf-

sichtsbehorde soll insbesondere sichergestellt werden, dass die Voraussetzung der
,<zumutbaren Erreichbarkeit® gewahrt ist.

Zu Nummer 4

Zu Buchstabe a

Durch die Erganzung in Absatz 1 Satz 1 wird klargestellt, dass als Auftrag des Gym-
nasiums neben der Vermittlung der Studierfahigkeit gleichberechtigt die Befahigung
zur Aufnahme einer beruflichen Ausbildung steht und dabei auch die Befahigung zur
Studienfach- und Berufswahl ein wichtiges Bildungsziel ist. Die Bedeutung der Beruf-
lichen Orientierung fir die Schilerinnen und Schiler als Auftrag der Schulart wird da-
mit hervorgehoben.

Zu Buchstabe b
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Durch die Neufassung von Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird das neunjahrige Gymna-
sium wieder als Regelform eingeflhrt mit der Option flr die allgemein bildenden
Gymnasien, das Abitur auch in acht Jahren anzubieten.

Bei Nummer 2 Buchstabe ¢ handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung.

Die Anderungen von Absatz 2 Satz 2 sind redaktionelle Folgednderungen. Sowohl
bei der acht- als auch bei der neunjahrigen Dauer des Bildungsgangs ist die Verset-
zung in die EinfiUhrungsphase der gymnasialen Oberstufe des Gymnasiums Voraus-
setzung fur die Aufnahme in ein Gymnasium der dreijahrigen Aufbauform.

Buchstabe ¢

Der neu eingefligte Absatz 2a gibt Schulen weiterhin die Méglichkeit, im Rahmen der
zugewiesenen Ressourcen Zuge mit achtjahrigem Bildungsgang einzurichten.

Buchstabe d

Redaktionelle Anderung

Buchstabe e

Redaktionelle Folgeanderung aufgrund der Verlangerung des Bildungsgangs auf 9
Jahre. Die Einfuhrungsphase ist infolgedessen nicht mehr die Klasse 10, die Jahr-
gangsstufen nicht mehr die Klassen 11 und 12. Die gymnasiale Oberstufe wird statt-
dessen so definiert, dass die Definition sowohl fur den achtjahrigen, als auch fir den

neunjahrigen Bildungsgang passt.

Zu Nummer 5

Buchstabe a

Durch die Anderung des Absatz 1 wird der Auftrag der Gemeinschaftsschule ge-
scharft und klargestellt, dass sie zur Aufnahme einer beruflichen Ausbildung und zur
fundierten Berufswahl befahigen, aber ebenso Uber eine gymnasiale Oberstufe zur
fundierten Studienfachwahl und zur Studierfahigkeit fihren kann.

Buchstabe b
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Die Neuformulierung dient der Klarstellung.

Buchstabe c

Ebenso wie bisher bereits in § 4a wird nun auch flr den Ganztagsbetrieb an Gemein-
schaftsschulen nach § 8a klargestellt, dass die Schulgeldfreiheit entsprechend gilt,
also keine Gebuhr fur die Teilnahme erhoben werden kann, was aber nicht aus-

schliel3t, dass flir das Mittagessen ein Entgelt erhoben wird.

Zu Nummer 6

Zunehmend munden Schilerinnen und Schiler in die Berufskollegs ein, die zwar die
Fachhochschulreife anstreben, nicht jedoch den entsprechenden Anforderungen ge-
nidgen. Durch die Aufnahme der Beruflichen Orientierung in § 12 wird der Bedeutung
der Beruflichen Orientierung im Hinblick auf die Befahigung zur Berufswahl in den
entsprechenden Berufskollegs Rechnung getragen.

Die Anderungen in den Satzen 2, 3 und 5 sowie die Ergénzung des Satzes 6 in Be-
zug auf die Dauer und Form der Berufskollegs dienen der Konkretisierung der Ange-
bote im Bereich der vollzeitschulischen Berufskollegs sowie der Angebote an Berufs-
kollegs in Teilzeitform. Sie stellen somit klarstellende Anpassungen dar.

Zu Nummer 7

Der neu eingefligte § 18a eroffnet die Moglichkeit, Kooperationen zwischen Gemein-
schaftsschulen, an denen keine gymnasiale Oberstufe eingerichtet ist, Realschulen,
Gemeinschaftsschulen mit gymnasialer Oberstufe, allgemein bildenden Gymnasien
und beruflichen Gymnasien zu vereinbaren.

Schulerinnen und Schiler der Gemeinschaftsschule, die keine gymnasiale Oberstufe
fuhrt, sowie der Realschule steht aufgrund des zwischen den kooperierenden Schu-
len abgestimmten padagogischen Konzepts ein passgenaues Angebot zur Verfu-
gung, um bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen die allgemeine Hoch-
schulreife erwerben zu kénnen.

Die Kooperation ermdglicht es damit den Schilerinnen und Schilern, die entspre-
chende Begabungen und Bildungsabsichten haben und eine Gemeinschaftsschule
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ohne gymnasiale Oberstufe oder eine Realschule besuchen, einen bruchfreien Weg
zur Hochschulreife.

Fir Gemeinschaftsschulen besteht dariber hinaus die Méglichkeit, Oberstufenver-
binde in der Weise zu vereinbaren, dass die gymnasiale Oberstufe der kooperieren-
den Schule zugleich als Oberstufe der Gemeinschaftsschule gilt, an der keine gym-
nasiale Oberstufe eingerichtet ist. Fur die Gemeinschaftsschule ohne gymnasiale
Oberstufe besteht dadurch zugleich die Mdglichkeit, als Schulname neben der Schul-
artbezeichnung den Zusatz ,mit gymnasialer Oberstufe im Verbund® zu flhren.

Realschulen, die Kooperationen nach 18a Absatz 1 vereinbart haben, kbnnen eben-
falls einen entsprechenden Zusatz zum Schulnamen fihren, der den Namen der ko-
operierenden Schulen oder deren Schularten umfasst.

Bei den Kooperationen und Oberstufenverblinden handelt es sich um keinen Schul-
verbund im Sinne des § 16, so dass die an der Kooperation oder dem Oberstufenver-
bund beteiligten Schulen ihre rechtliche Selbstandigkeit wahren.

Grundlage der Zusammenarbeit ist eine Vereinbarung, so dass jede der beteiligten
Schulen ihre Entscheidungsautonomie behalt, der Umfang der Zusammenarbeit nicht
vordefiniert ist, aber zugleich sehr weitgehende Spielraume fir die Kooperation durch
die untergesetzliche Ausgestaltung eingeraumt werden sollen. Wegen der herausge-
hobenen Bedeutung der Vereinbarung fur die padagogische Arbeit an den beteiligten
Schulen bedarf die Vereinbarung der Zustimmung von Gesamtlehrerkonferenz sowie
Schulkonferenz.

Absatz 3 prazisiert den Spielraum flr die Zusammenarbeit dahingehend, dass auch
gemeinsame Unterrichtsveranstaltungen an einer der kooperierenden Schulen
durchgefuhrt werden kdnnen. Durch Rechtsverordnung sollen darlber hinaus weite
Gestaltungsspielraume fur die Kooperationen ermdéglicht werden.

Die Mindestschulerzahl fur die Einrichtung einer gymnasialen Oberstufe an einer Ge-
meinschaftsschule von 60 Schilerinnen und Schilern bleibt unveréndert bestehen.

Zu Nummer 8
Die Erziehungsberechtigten der Schilerinnen und Schiler entscheiden zwar grund-
satzlich Uber die weiteren Bildungswege nach der Grundschule. Absatz 2 schrankt
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diese Entscheidungsfreiheit aber dahingehend ein, dass die Aufnahme in die dort ge-
nannten Schularten davon abhangig ist, dass die Schulerin oder der Schuler nach
seiner Begabung und Leistung hierflr geeignet erscheint.

Um eine moglichst valide Grundlage fur diese Entscheidung zu gewahrleisten, wird
Grundlage fir den Ubergang in die auf der Grundschule aufbauenden Schulen nicht
nur die padagogische Gesamtwurdigung der von der Schilerin und von dem Schiler
gezeigten Leistungen und die Einschatzung der Uberfachlichen Kompetenzen durch
die Klassenkonferenz, sondern daneben eine vom Institut fir Bildungsanalysen Ba-
den-Wurttemberg zentral bereitgestellte Kompetenzmessung sein.

Der Zugang zu den auf der Grundschule aufbauenden Schularten neben dem allge-
mein bildenden Gymnasium wird nicht von einer padagogischen Gesamtwirdigung
oder von der erfolgreichen Teilnahme an einer Kompetenzmessung abhangig ge-
macht, weil diese auf dem Niveau G auch einen zum Hauptschulabschluss flihren-
den Bildungsgang anbieten. Flr Schilerinnen und Schiler mit dem Bildungswunsch
Hauptschule, Werkrealschule, Realschule oder Gemeinschaftsschule wird die pada-
gogische Gesamtwirdigung und die Kompetenzmessung eine bedeutende Orientie-
rung fur die Wahl der passenden Schulart darstellen, aber keinen formal neuen Stel-
lenwert im Sinne einer Verbindlichkeit erhalten.

Das Gymnasium kann seinem Auftrag, Schilerinnen und Schilern mit entsprechen-
den Begabungen und Bildungsabsichten eine breite und vertiefte Allgemeinbildung
zu vermitteln, nur dann wirkungsvoll erflillen, wenn der Zugang nicht vorausset-
zungslos maoglich ist, sondern von einem entsprechenden Leistungsvermogen ab-
hangig gemacht wird.

Eine Anmeldung am Gymnasium wird also dann moglich sein, wenn neben dem EI-
ternwillen entweder die Einschatzung des Leistungsvermdgens aufgrund der in
Klasse 4 erreichten Noten sowie der Uberfachlichen Kompetenzen dies rechtfertigen
oder entsprechende, zentral festgelegte Werte in der Kompetenzmessung erreicht
werden. Es besteht damit ein von der Einschatzung der Lehrkrafte unabhangiger
Weg zu der gewlnschten Schulart Gymnasium.

Um der hohen Bedeutung des Bildungswunsches der Erziehungsberechtigten ge-
recht zu werden, wird Kindern, die die genannten Voraussetzungen nicht erflllen, der
Zugang zum Gymnasium Uber einen Potentialtest ermaoglicht.
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Zu Nummer 9

Bisher ermoglichte ein Schulversuch, insbesondere fiir Leistungssportlerinnen und
Leistungssportler im Spitzenbereich, die Schulzeit zu dehnen, d.h. die Unterrichtsver-
pflichtung auf mehr Schuljahre zu verteilen und so die zeitliche Belastung zu reduzie-
ren. Dadurch soll die Vereinbarkeit von Leistungssport und Schulpflicht verbessert
werden. Der Schulversuch bestatigte die Wirksamkeit dieser MaRnahme, so dass sie
nun in die Regelphase Uberfuhrt und auf Verordnungsebene geregelt werden soll.
Hierflr wird § 89 Absatz 2 um eine entsprechende Verordnungsermachtigung erwei-
tert.

Durch die Erweiterung in Absatz 2 Nummer 1a wird die Moglichkeit geschaffen, die
Aufnahme in eine Schule nicht nur von einer Prifung, sondern dariber hinaus von
einer Testung abhangig zu machen, die anders als eine Prifung nicht die erworbe-
nen fachlichen Kompetenzen, sondern auch uberfachliche Kompetenzen oder Poten-
tiale der Schilerinnen und Schiler umfasst.

Zu Nummer 10

Schulerinnen und Schiler, die bereits das achtjahrige Gymnasium mindestens in der
Klasse 7 besuchen, sollen diesen Weg fortsetzen und nicht nachtraglich auf den
neunjahrigen Bildungsgang umgestellt werden. Fr sie gilt § 8 Absatz 2 in der bis
zum 31. Juli 2025 geltenden Fassung fort. Dies gilt jedoch nicht, wenn sie aufgrund
der Wiederholung einer Klasse in eine Klassenstufe aufgenommen werden, flr die
bereits die neue Rechtslage gilt.

Malgeblich fur die Umstellung ist, welche Klassenstufe die Schilerinnen und Schi-
ler am 1. August 2025, dem gemal § 26 Satz 1 ersten Tag des Schuljahres
2025/2026, besuchen. Wer im Schuljahr 2025/2026 erstmals in das allgemein bil-
dende Gymnasium der Normalform eingetreten ist oder es in diesem Schuljahr in der
Klasse 6 besuchen wird, tritt in den neunjahrigen Bildungsgang ein beziehungsweise
geht in den neunjahrigen Bildungsgang Uber, es sei denn, er entscheidet sich fur den
Wechsel in einen gemal Absatz 2a eingerichteten achtjahrigen Zug.

Fir Schilerinnen und Schiler der Werkrealschule, die am 1. August 2025 die Klas-
sen sechs bis zehn besuchen, gilt § 6 in der bisher geltenden Fassung fort, so dass
sie noch einen Werkrealschulabschluss erwerben konnen. Der Werkrealschulab-
schluss wird jedoch letztmalig im Schuljahr 2030/2031 angeboten, so dass Schiilerin-
nen und Schdler, die im Schuljahr 2024/2025 in die Werkrealschule aufgenommen
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wurden, den Werkrealschulabschluss auch noch dann ablegen kénnen, wenn sie
eine Klassenstufe oder die Prifung wiederholen missen.

Zu Artikel 4

Zu Nummer 1

Der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung fir Kinder im Grundschulalter nach §
24 Absatz 4 SGB VIl schliel3t auch Schulerinnen und Schiler mit Behinderung mit
ein. Deshalb sollen die ganztagigen Schul- und Betreuungsstrukturen zuklnftig fr

diese Schulerinnen und Schiler analog zu dem Angebot fur Schilerinnen und Schi-
ler ohne Behinderung zur Verfligung stehen.

Dies vor dem Hintergrund, dass in der Regel - mit Ausnahme der Sonderpadagogi-
schen Bildungs- und Beratungszentren ( SBBZ) mit Férderschwerpunkt Lernen - die
zeitlichen Angebotsstrukturen der SBBZ (3 Tage, 7 Zeitstunden mit Mittagessen, 2
.kurze“ Tage) nicht mehr vergleichbar sind mit den Angebotsstrukturen der allgemei-
nen Schulen. Fir Eltern von Kindern mit Behinderung entstehen so deutlich héhere
Betreuungszeiten aulderhalb des Unterrichts, die entweder selbst organisiert und fi-
nanziert oder selbst geleistet werden mussen. Von daher sind diese Eltern bisher
auch hinsichtlich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf deutlich benachteiligt. Des-
halb muss fur die Schilerinnen und Schiler an SBBZ ein vergleichbarer Umfang an
ganztagigen Betreuungsangeboten zur Verfligung stehen wie fur Schilerinnen und
Schuler der Grundschulen.

Damit sind auch fur die SBBZ mit Ausnahme der SBBZ flir Schilerinnen und Schuler
in langerer Krankenhausbehandlung schulgesetzliche Anderungen vorzunehmen, die
sich an den Vorgaben des § 4a ausrichten.

Fir die SBBZ mussen allerdings aufgrund der geringen Zahl an Standorten sowie
der besonderen Bedurfnisse der Schilerinnen und Schiler und des notwendigen
Fachkrafteeinsatzes Flexibilisierungen hinsichtlich der Antragsstellung und der Mit-
tagsaufsicht vorgenommen werden.

Da Sonderpadagogische Bildungs-und Beratungszentren in der Regel deutlich gerin-
gere Schilerzahlen in der Grundstufe im Vergleich zu Grundschulen aufweisen, soll

ab dem Schuljahr 2026/2027 auch ein Antrag flr mehrere Klassenstufen der Grund-
stufe an den genannten SBBZen mdoglich sein.
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Daruber hinaus kdnnte die Frage eines stufenweisen Ausbaus die Schulerbeférde-
rung in eine schwierige Lage bringen. Eltern an SBBZ haben nicht wie im Bereich der
Grundschulen - und eingeschrankt auch im Bereich der SBBZ Lernen - die Mdglich-
keit, auf einen anderen Standort auszuweichen, wenn das angebotene Modell nicht
ihren Bedurfnissen entspricht. Der Schultrager wird deshalb in die Situation kommen,
die Beforderung zu flexibilisieren. Aus diesem Grund kann davon ausgegangen wer-
den, dass die Schultrager einen stufenweisen Ausbau auch auf Grund der Schiler-
beférderung nicht gewahrleisten kénnen.

Besonderheiten sind jedoch flr Aufsicht und Betreuung beim Mittagessen fur diese
Schulerinnen und Schiler zu regeln. In § 4a ist bisher festgelegt, dass die Bereitstel-
lung des Mittagessens sowie die Aufsichtsfihrung und Betreuung der Schiler beim
Mittagessen dem Schultrager obliegen. Fur einen Teil der jungen Menschen mit Be-
hinderung bedarf es allerdings besondere Formen der Mittagsessensaufsicht und -
begleitung. Das Spektrum reicht von Essen in der Mensa bis hin zu individuellen Un-
terstutzungsleistungen bei der Essensaufnahme. Dieses Spektrum an individuellen
Hilfen ist durch schulfernes Personal des Schultragers nicht zu leisten. Von daher
verbleibt die Aufsichtsfiihrung und Betreuung beim Mittagessen an SBBZ mit den
Forderschwerpunkten geistige Entwicklung und korperlich-motorische Entwicklung
sowie Sonderpadagogische Bildungs- und Beratungszentren mit anderen Foérder-
schwerpunkten und dem Bildungsgang geistige Entwicklung in der Zustandigkeit des
Personals der Schule. Fir die tUbrigen Férderschwerpunkte gelten die bisherigen
Vorgaben nach § 4a zur Mittagspausenaufsicht und Aufsicht im Speiseraum.

Zu Nummer 2

Mit der Aufhebung der Grundschulférderklassen zum 1. August 2026 ist § 5a aufzu-
heben.

Zu Artikel 5

Zu Nummer 1

Die Aufhebung des § 72a Absatz 4 ist die Folge davon, dass Kinder ab dem 1. Au-
gust 2027 bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen eine verbindliche For-
dermal3nahme in einer Sprachférdergruppe zu besuchen haben.

Zu Nummer 2




71

Die Verpflichtungen der Erziehungsberechtigten im Hinblick auf den Schulbesuch
werden um entsprechende Pflichten des Kindes zur Teilnahme an der Uberpriifung
seines Sprachstandes durch die Schulleitung sowie zum Besuch der Sprachfoérder-
gruppen erweitert. Dies hat zugleich Auswirkung auf solche Regelungen, die an die
Nichterfullung dieser Verpflichtungen nach § 85 Absatz 1 anknupfen, wie z.B. die
Ordnungswidrigkeiten nach § 92 Absatz 1 Nummer 1 oder das Zwangsgeld nach §
86 Absatz 1.

Eine Erganzung der Norm im Hinblick auf die explizite Erwahnung der Juniorklasse
ist nicht geboten, da es sich bei den Forderangeboten der Juniorklassen um eine
Veranstaltung der Schule handelt und diese damit bereits vom Wortlaut des § 85 Ab-
satzes 1 umfasst sind.

Zu Artikel 6

Zu Nummer 1

Die Zurtckstellung vom Schulbesuch ist ab dem 1. August 2028 nur noch fur solche
Kinder vorgesehen, die keinen Férderbedarf haben, der einen Besuch der Junior-
klasse rechtfertigt. Aufgrund der veranderten Voraussetzungen flir die Zurlckstellung
gehoren diese Kinder nicht mehr zur Zielgruppe des Schulkindergartens.

Zu Nummer 2

Die Erganzung des § 41 Absatz 1 Satz 3 stellt klar, dass dem Schulleiter auch Sorge
tragt fur die Erfullung der Verpflichtung der Schilerinnen und Schiiler zur Teilnahme
an den Sprachfordergruppen.

Zu Nummer 3

Wie an bisher an den Grundschulforderklassen, werden an den Juniorklassen Vertre-
tungen der Eltern gebildet.

Zu Nummer 4

Die Streichung der Absatze 2 und 3 des § 74 ist Konsequenz daraus, dass ab dem 1.
August 2028 aufgrund eines flachendeckenden Angebots von Juniorklassen fir for-
derbedurftige Kinder die Verpflichtung besteht, eine Juniorklasse zu besuchen. Nicht
forderbedurftige Kinder haben nach dem neuen Absatz 3 nach wie vor die Moglich-
keit, um ein Jahr zurickgestellt zu werden.

Zu Artikel 7
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Der Artikel regelt das Inkrafttreten der einzelnen Artikel des Gesetzes.



Anlage: Gesamtdarstellung der finanziellen Auswirkungen

MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033
nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len
Sprach | Stellen- 69,0 155,5 309,0 649,0 645,0 645,0 645,0 645,0
Fit bedarfe
Sadule 1 | gesamt
Forde- | davon 62,0 62,0 62,0 62,0 62,0 62,0 62,0 62,0
rung gegenfi-
vor der | nanziert
Ein- aus Stel-
schu- len SRK
lung Gesamt- | 5.831, | 12.848, | 30.426,0 51.541,7 66.806,5 67.389,5 68.755,1 69.777,7
unmit- | gufwand | 7 4
telbar (Personal
und
Sachkos-
ten) "




MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033
nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len
Kosten- 0,0 0,0 0,0 861,2 861,2 1.760,5 1.760,5 2.624,9
anpas-
sung
Anteil Pri-
vatschul-
bereich
Gesamt- | 5.831, | 12.848, | 30.426,0 52.402,9 67.667,7 69.150,0 70.515,6 72.402,6
aufwand |7 4
Gegenfi- | 8.213, | 8.926,4 | 8.945,0 9.078,4 9.215,9 9.357,7 9.503,9 9.654,6
nanzie- 5
rung SRK
Mittel
Ziff. 1.2 | Stellen- 0,0 0,0 316,5 553,5 808,5 808,0 808,0 808,0
Sprach | bedarfe
Fit gesamt




MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033
nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len
Saule 2 | davon 0,0 0,0 256,5 256,5 256,5 256,5 256,5 256,5
Juni- gegenfi-
orklas- | nanziert
sen aus Stel-
unmit- len
telbar Gesamt- | 239,6 1.095,0 | 14.682,0 78.960,7 161.190,7 147.756,9 99.801,4 101.442,4
aufwand
(Personal
und
Sachkos-
ten) "
Kosten- 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 900,0 900,0 2.300,0
anpas-
sung
Anteil Pri-
vatschul-

bereich




MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033
nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len
Gesamt- | 239,6 1.095,0 | 14.682,0 78.960,7 161.190,7 148.656,9 100.701,4 103.742,4
aufwand
Gegenfi- | 0,0 0,0 7.641,6 18.903,2 19.483,9 20.082,6 20.699,8 21.336,2
nanzie-
rung GFK
Mittel
Ziff. 1.1 | Gesamt- | 6.071, | 13.943, | 45.108,0 131.363,6 228.858,4 217.806,9 171.217,0 176.145,0
und 1.2 | aufwand | 3 4
Ge- Gesamt- | 8.213, | 8.926,4 | 16.586,6 27.981,6 28.699.8 29.440,3 30.203,7 30.989.8
samt- gegen- 5
dar- finanzie-
stel- rung
lung Verblei- 0.0 5017.0 28.521,4 103.382,0 200.158,6 188.366,6 141.013,3 145.155,2
Sprach- | pende
fit Ausga-
Saule 1

ben




MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len

und 2 soweit

unmit- | von der

telbar SchG-An-

derung
umfasst

Ziff. 2 Stellen- -333 -447,0 -581,0 -670,0 -837,0 -1.591,0 -1.492,0 2.353,0 | 2.353,0

Neun- minder-

jahri- /Stellen-

ges mehrbe-

Gymna- | darfe ge-

sium samt je-

teil- weils ab

weise 01.09.

unmit- | zusatzli- -333 -114 -134 -89 -167 -754 99 861

telbar che Stel-




MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033
nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len
und lenmin-
teil- der-/Stel-
weise lenmehr-
mittel- bedarf je-
bar (In- | weils ab
novati- | 01.09.
onsele- | Ressour- -8.794,9 | -29.523,4 -40.343,9 -51.653,5 -63.288,6 -97.864,0 -144.425,6 - 97.675,3
mente) | cenmin- 63.361,
der- 8
(-)/Res-
sourcen-
mehr-
bedarfe
(+) Stel-
len
Schul- 100.000,0 100.000,0 100.000,0 105.000,0

hausbau




MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033
nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.

Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len

Lehr- und 3.500,0

Lernmittel

Schiler- 4.500,0 | 4.500,0

beférde-

rung

Bildungs- | 7,0 25,0 9,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

planarbeit

Anpas- 107,0 300,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

sung

Fachver-

fahren

Gesamt- | 114,0 325,0 109,0 100.100,0 100.100,0 100.100,0 105.100,0 100,0 8.100,0 | 4.600,0

bedarf

Sachkos-

ten




MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033
nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len
Verblei- 114,0 -8.469,9 | -29.414,4 59.756,1 48.446,5 36.811,4 7.236,0 -144.325,6 - 102.275,
bende 55.261, |3
Einspa- 8
rungen (-
)
Mehrbe-
darfe (+)
Ziff. 3 Stellen- 303,5 300,0 632,0 432,0 488,5 161,5 161,5 161,5 161,5
Innova- | bedarfe
tions- Unterricht
ele- 1)
mente Gesamt- 9.755,6 | 27.060,3 29442 4 36.915,4 44.321,0 35.539,9 16.724,9 17.168, | 17.626,3
anden | aufwand 7
Haupt- | Personal
schu- (incl. Bei-
len/ hilfe und




MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len

Werkre- | Versor-

alschu- | gung)

len,

Real- Sachaus- 540,0 4527 400,0 400,0 400,0 400,0 400,0 400,0 400,0

schulen gaben

und Ge-

mein- Gesamt- 10.295, | 27.513,0 29.842,4 37.315,4 44.721,0 35.939,9 17.124,9 17.568, | 18.026,3

schafts aufwand 6 7

schulen

mittel-

bar

Ziff. 4 Stellen- 43,0 86,0 129,0 129,0

Aus- bedarfe

weitung | gesamt

1)
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MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len

Ganz- Gesamt- 30,0 1.173,2 4.811,8 8.635,3 11.3871

tag bedarf

§4a Personal- 1.173,2 4.811,8 8.635,3 11.3871

SchG kosten

im Pri- | incl. Bei-

marbe- | hilfe und

reich Versor-

SBBZ gung

unmit- | Sachkos- 30,0

telbar ten

Ziff. 4 Mehrbe- 164,1 673,1 1.208,0 1.593,0

Auswir- | darfe

kungen

im Be-

reich

SBBZ
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MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len

in freier

Trager-

schaft

unmit-

telbar

Ziff. 4 Mehrbe- 1.255,4 | 3.766,2 3.766,2 3.766,2 3.766,2

zusatz- | darfe

liche

Mittel

fiir den

Ganz-

tag in

inklusi-

ven Bil-

dungs-

ange-
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MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len

boten

mittel-

bar

Ziff. 4 1.285,4 | 5.103,5 9.2511 13.609,5 16.746,3

Ge-

samt-

bedarfe

Ziff. 6 Bedarfe 360,0 360,0 360,0 360,0 360,0 360,0 360,0 360,0 360

Statis- Gegenfi- 360,0 360,0 360,0 360,0 360,0 360,0 360,0 360,0 360

tik nanzie-

Ganz- rung im

tag Rahmen

Ressort-
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MaR- 2024 | 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033
nahme in in Tsd. | in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. in Tsd. | in Tsd.
Tsd. EUR/ EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ An- EUR/ EUR/
EUR/ | Anzahl | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | zahl Stellen | Anzahl | Anzahl
An- Stellen Stellen | Stellen
zahl
Stel-
len
unmi- de-
telbar ckungs-
prinzip
aus Epl.
04
Mehrbe- | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
darf

1) Die Personalkosten sind ab 2027 jeweils mit einer Dynamisierung i. H. v. 3,1% p. a. kalkuliert. Aufgrund der Schuljahreswirkung sind Neu-

stellen im Jahr des Zugangs mit 4/12 berlicksichtigt.




	1.  In § 2 Absatz 4 werden nach den Worten „im Sinne des § 8b“ die Worte „sowie  Horte und Horte an der Schule“ eingefügt.

